. Die Expedition iſt auf der Herrenſtraße Nr. 20. 
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Donnerſtag den 3. November 


Ständiſche Ausſchüſſe. 
D enk f chrift 


über 
den Geſetzentwurf wegen Benutzung der 

f Privatflüſſe. 

Die Stände der Provinzen Schleſien und Pommern 
hatten auf den Provinzial-Landtagen der Jahre 1825 
und 1829 bie Benutzung der Gewäſſer und die damit 
zuſammenhaͤngenden Verhältniſſe zum Gegenſtande ihrer 

etathungen gemacht. Als beſonders wichtig für die 
ntereſſenten der Landes-Kultur hoben fie eine geregelte 
Bewäſſerung der Grundſtäcke hervor und machten auf 
die Schwierigkeiten aufmerkſam, welche die biftehende 
eſetzgedung ihr entgegenſtellt. Beide Provinzial⸗Land⸗ 
tage ſprachen ſich für die Nothwendigkeſt eines Geſetzes 


aus, welches der Bewäſſerung der Grundſtücke in glei⸗ 


cher Weiſe Schutz und Förderung angedeihen laſſe, wie 
fie der Entwäfferung durch die beſtehende Geſetzgebung, 
namentlich durch das Vorfluth⸗Edikt vom 15. Novem⸗ 


bee 1811, geſichert iſt. 


ſcheiften. 


Th. II. 


Die Anträge der Stände gaben Veranlaſſung, einen 
Gegenſtand, der die Aufmerkſamkeit der Verwaltung feit 
längerer Zeit in Anſpruch genommen hatte, einer er⸗ 
neuerten, gründlichen Prüfung zu unterwerfen. Die 
Provinzialbehörden wurden zur gutachtlichen Aeußerung 
aufgefordert und traten, der Mehrzahl nach, der Anſicht 
bei, daß die Geſetzgebung des Landrechts der Bewäſſe⸗ 
rung der Grundstücke denjenigen Schutz nicht gewähre, 
den dieſe Benutzungsart des Waſſers, bei der Wichtig⸗ 
keit, die ſie in dem Entwickelungsgange der Landeskul⸗ 
tur gewonnen hat, unabweislich erhe ſcht. 5 

Das Allgemeine Landrecht unterſcheidet öffentliche 
(von Natur ſchiffbart) Ströme von den Privatflüſſen. 
(A. L. R. Ty. U. Tit. 15. Abſchnitt II.) Die Nuz⸗ 
zungen der öffentächen Ströme gehören zu den Rega⸗ 
len des Staats § 38 1. e. Daß die Nutzung der 
Privarflüffe, nach der Theorie dis Landrechts, zu den 
Gegenſtänden des Privatetgenthums gehört, geht aus den 
Beſtimmungen der 68 225 dis 273. Tit. 9. Th. J. 
und 55 29 bis 43. Tit. 15. Th. II. des A. L. R. 
hervor. Ueber die beſondere Natur dieſes Rechts aber 
find die Vorſchriften des Landrechts unbeſtimmt und un: 
zureihend, Nur über einzelne Nutzungsrechte, Über das 
Fiſcherelrecht, das Recht zum Erwerbe von Alluvionen, 
die Mühlengerechtigkeit ꝛc. enthält es beſtimmtere Grund⸗ 
füge; über die Nutzung des Elementes ſeldſt, der Maſſe 
des fließenden Waſſers, fehlt es an ausdrücklichen Vor⸗ 
Dieſe Lücke der Geſetzgedung wird um ſo 
fühlbarer, als das Landrecht andere Beſtimmungen ent⸗ 
halt, welche, ihrer ungenauen Faſſung nach, die Benuz⸗ 
zung des Waſſers in die engſten Gränzen einſchränken. 
Nach § 99 Tit. 8 Th. I. des A. L. R. darf auch in 
Palvqeflüſſen zum Nachtheile der Nachbarn und Uferbe⸗ 
wohner durch Hemmung des Ad fluſſes nichts unter⸗ 
nommen oder verändert werden. Jede Anlage zur Be⸗ 
nutzung des fließenden Waſſers, welche den Ablauf deſ⸗ 
ſelben, wenn auch in noch fo beſchränkter Weife, hemmt, 
würde ſonach, bei ſtrenger Anwendung der landrechtlichen 
Beſtimmungen, dem Widerſpruchsrachte der Nachbarn 
und Uferbewohner unterliegen. Nach § 246 Tit. 15 
des A. L. R. darf einer ſchon vorhandenen 
Mühle ein Nachbar, durch deſſen Grundſtücke das zu 
ihrem Betriebe nöthige Waſſer fließt, daſſelbe nicht 
entziehen. Auch dieſe Vorſchrift iſt fo allgemein und 
undeſtimmt gefaßt, daß fie den Mühlenbeſttzer in der 
Regel zum Widerſpruche gegen jede Kulturanlage das 
oberhald liegenden Grundbeſitzers veranlaßt, wenn ſie NUF 
in der entfernteſten Weiſe auf die Waſſermaſſe des Müh⸗ 
lengewäſſers einwirkt. * ; 

Wie zunächſt die Entwäfferung der Grundſtücke 
in ihrer Bedeutung erkannt worden war und zu dem 
Vorſluthgeſetze vom 15. November 1811 Veranlaſſung 
gegeben hatte, ſo mußte in der weiteren Entwickelung 


. 


[wäſſerung immer deutlicher hervortreten. 


* 


der Landeskultur die Wichtigkrit einer geregelten Be⸗ 
Nicht blos 
im Auslande, in den Ebenen der Lombardei, der Pro⸗ 
vinz Valencia u. ſ. w., hatten ſich die großartigen Er: 
folge einer umfaſſenden, kunſtmäßigen Verwendung des 
fließenden Waſſers bewährt. Auch in einzelnen Gegen⸗ 
den des Inlandes, fo namentlich im Fücſtenthum Sie⸗ 
gen, war eine wohlgeordnete Berieſelung der Grundſtücke 
ſeit Jahrhunderten eingeführt und hatte auf die Ertrags⸗ 
fähigkeit des Bodens den entſcheidendſten Einfluß aus⸗ 
geübt. In allen dieſen Ländern hatte die Benutzung 
des Waſſers in einer Geſetzgebung, welche die Bedeu⸗ 
tung dieſes Zweiges der Landeskultur anerkennt, ihren 
feſten Stützpunkt gefunden. Angeregt durch die Erfolge, 
die ſich in jenen Ländern darboten, erwachte in: vielen 
Theilen der Monarchie die Neigung, das Waſſer zu re⸗ 
gelmäßiger Bewäſſerung der Grundſtücke zu verwenden. 
Bedeutende Unternehmungen dieſer Art waren mit gün⸗ 
ſtigem Erfolge ausgeführt worden. Andere nicht min⸗ 
der wichtige, aber wurden gehemmt, weil die Unbeſtimmi⸗ 
heit der deſtehenden Geſetze ihnen unbeſiegbate Hinder⸗ 
niſſe entgegenſtellte. Das Einſchreiten der Geſetzgebung 
war daher durch entſcheidende Gründe gerechtfertigt. 

Ein Entwurf zu einem Geſetze wegen der Ein⸗ 
richtungen zur Beförderung des Ablaufes und 
zur Anhaltung und Benutzung der Gewäſſer 
wurde ſonach ausgearbeitet und im Jahre 1834 den 
Provinztalftänden von Poſen, Preußen, Brandenburg 
und Pommern, im Jahre 1837 den Ständen der Pro⸗ 
vinzen Schleſien, Sachſen und Weſtphalen zum Gut: 
achten vorgelegt. Ueber den Gegenſtand hinaus, für 
welchen zunächſt das Einſchreiten der Geſetzgebung in 
Anſpiuch genommen war — die Benutzung der Privat: 
flüffe zur Bewaſſerung von Grundſtücken — dehnte ſich 
der Entwurf auf das geſammte Waſſerrecht aus. Er 
ſchloß die öffentlichen Ströme neben den Privarflüffen 
in ſich und umfaßte, neben den Vorſchriften über Be⸗ 
wäſſerung, die Lehre von den Mühlenanlagen, von der 
Vorfluth und vom Deichweſen. 

Die Nothwendigkelt, beftimmte Vorſchrlften über 
die Benutzung des Waſſers zu erlaſſen, wurde von 
allen ſieben Provinzial = Landtagen anerkannt, gegen 
den Geſetz⸗ Entwurf ſeldſt traten jedoch, der Faſſung 
wie dem Inhalte nach, mannigfache Bedenken hervor. 
Bei der Materie von den nicht öffentlichen Flüſſen war 
es hauptſächlich der privatrechtliche Charakter 
der verſchtedenen Nutzungsrechte, deſſen beftimmte An⸗ 
erkennung die Stände vermißten: ein Mangel, dem 
fie jene weitgreifende, die freie Bewegung der Privat⸗ 
Induſtrie hemmende Einwirkung der Verwaltungsbe⸗ 


hörden, welche der Entwurf für nothwendig gehalten 


hatte, zur Laſt legten. Vielfache Abänderungen des Ent⸗ 
wurfs wurden in dieſem Punkte und in anderen wich⸗ 
tigen Beziehungen beantragt. Die Bemerkungen der 
Stände gaben zu einer erneuerten, ſorgfältigen Erwä⸗ 
gung des Gegenſtandes Anlaß. Behörden und Prwwa⸗ 
ten, welche ihrer Stellung und iter Erfahrung nach 
mit der Eigenthümlichkelt kunſtmäßiger Bewäſſerungs⸗ 
Anlagen, mit den praktiſch wichtigen Bedenken, deren 
Loſung von der Geſitzgebung erwartet wurde, vorzugs⸗ 
weiſe vertraut ſind, wurden bei der Berathung zugezo⸗ 
gen. Das Reſultat dieſer Erörterungen war, daß der 
frühere Geſetz⸗Entwurf einer weſentlichen Abänderung 
allerdings bedurfte, Die Vereinigung aller das Waſ⸗ 
ſerrecht in feiner weiteften Aus dehnung umfaſſenden 
Materien in ein Geſetz mußte zunächſt als ein Uebel⸗ 
ſtand erkannt werden. Jede von ihnen verlangt die 
Beachtung ihres eigenthümlichen Charakters und dietet 
der Gefeßgebung oft ganz entgegengeſetzte Geſichtspunkte 
und eine Reihe in ſich verſchledener Verhältniſſe zur 
Erwägung und Feſtſtellung dar. Mit anderen, zum 
Theil nur äußerlich verwandten Materſen zuſammenge⸗ 
faßt, konnten die Fragen, welche der geſetzlichen Feſtſtel⸗ 
lung zunächſt bedürfen, in der erforderlichen Klarheit 


Entwurf die Lehre 


und Beſtimmtheit nicht hervortreten. So ſtellte ſich die 
Nothwendigkelt dar, die einzelnen Theile des Waſſer⸗ 
rechts in ihrer Selbſiſtändigkeit anzuerkennen und unter 
Feſthaltung der allen gemeinſamen Geſichtspunkte ihre 
Eigenthümlichkeit in abgefonderten Geſetzen zu berück⸗ 
ſichtigen. : Fr. 
Entwürfe einer allgemeinen Strom: und Ufer- Orb- 


nung und eines Geſetzes über das Deichweſen ſind, die⸗ 


ſer Erwägung gemäß, beſonders ausgearbeitet und im 
vergangenen Jahre den ſtändiſchen Verſammlungen aller 
Provinzen mit Ausſchluß der Rheinprovinz, zur Begut⸗ 
achtung vorgelegt worden. Von den übrigen Materien 
des Waſſerrechis umfaßt der jetzt vorliegende Geſetz⸗ 
von der Benutzung der Privatflüſſe, 
unter vorzugswelſer Berückſichtigung der Waſſer⸗Verwen⸗ 
dung zu Berieſelungen und zu ähnlichen, die Boden⸗ 
Kultur betteffenden Anlagen. Die Materien von der 
Benutzung des Gefälles zu Mühlen Anlagen und zu an 
deren Trlebwerken, von der Vorfluth ꝛc. find in dem 
Entwurfe nur ſo weit berückſichtigt, als es der Zuſam⸗ 
menhang und das Bedürfniß des nächſten Zweckes un⸗ 
entbehtlich macht. Allerdings bieten auch dieſe Verhält⸗ 
niſſe mehrere Punkte dar, in denen eine Abänderung 
der Geſetzgebung, eine nähere Feſtſtellung der leitenden 
Grundſätze nothwendig erſcheinen mag. Die Bemerkun⸗ 
gen der Landtage aber zu dem jene Mate rien umfaſſen⸗ 
den Theile des früheren Entwurfes haben, eben ſo ſehr 
als die Erfahrung der Behörden, dargethan, daß es um⸗ 
faſſender Vorarbeiten bedarf, um für dieſe Fragen defi⸗ 
nitiv die Richtung feſtzuſtellen, welche die Geſetzgebung 
in ihrer weiteren Entwickelung zu verfolgen hat. Die ſe 
Erörterungen werden fortgeſetzt. Ohne Benachthelligung 
wichtiger Intereſſen war es aber nicht zuläffig, bis zu 
ihrer Beendigung die geſetzliche Feſtſtellung einer Ma⸗ 
terie auszuſetzin, deten dringendes praktiſches Intereſſe 
zu Tage liegt, und die aus den verſchiedenſten Theilen 
der Monarchie vielfach in Anregung gebracht worden iſt. 

In dieſem Sinne, unter Berückſichtigung der ſtän⸗ 
diſchen, zu dem früheren Entwurfe gemachten Bemer⸗ 
kungen iſt der Gegenſtand im Königlichen Staats⸗Mi⸗ 
niſterium vorbereitet und demnächſt, auf Allerhöchſten 
Befehl Sr. Majeftät des Königs, durch eine von Aller: 
höchſtdemſelben beſonders hierzu ernannten Kommiſſion 
des Staatsraths nochmals berathen worden. Das Re⸗ 
ſultat liegt in dem anliegenden Entwurfe eines Geſetzes 
über die Benutzung der Privatflüſſe vor. (Wird 
ſpäter nachfolgen.) , 

Seine Wirkſamkeit foll, der Eingangs : Beftimmung 
gemäß, auf den ganzen Umfang der Monarchie Anwen⸗ 
dung finden, mit Ausnahme derjenigen Theile der Rhein⸗ 
Provinz, wo die Geſetzgebung durch in der Hauptſache 
zweckmaͤßige Beſtimmungen den Bewäſſerungs⸗Anlagen 
genügenden Schutz gewährt. Für die Landesthelle, wo 
das gemelne Deutſche Recht gilt, das eben fo wenig 
als das Landrecht ausgebildete Prinzipien über das Nuz⸗ 
zungstecht der Privatflüſſe enthält, iſt das Geſetz ein 
nicht minder dringendes Bedürfniß. N 

Die weſentlichen Beſtimmungen des Entwurfs wer⸗ 
den in folgender Darſtellung zuſammengefaßt und be⸗ 
gründet werden. 2 

Erſter Abſchnitt. Die nächſte Bedingung einer 
geregelten Verwendung des Waſſerſchatzes iſt das An⸗ 
erkenntniß eines feſten geſeblichen Prinzips, nach 
welchem das Recht der Benutzung zu beurthellen iſt. 
Der frühere, den Provinzlalſtänden vorgelegte Entwurf 
hatte die Benutzung des Waſſers der Hauptſache nach 
von einer Konzeffion der Landes⸗Polizel⸗Behörde abhän⸗ 
gig gemacht, wobel dann die konkurtrenden Intereſſen 
nach ihren Anſprüchen und ihrer Wichtigkeit geprüft 
und die Verteilung des Waſſerſchabes verhältnißmaͤßig 
bedacht werden ſollten. - 

Gegen dieſen Grundſatz aber hat die weitere Prü⸗ 
fung der Sache nicht unerhebliche Bedenken ergeben. 


Die Sicherheit des Rechts würde nicht genügend ge⸗ 
ſchützt, die ſelbſtſtändige Entwickelung der Boden⸗Kultur 
nicht hinlänglich gefördert erſcheinen, wenn fie in dies 
ſem wichtigen Zweige von polizellicher Einwirkung und 
Genehmigung abhängig gemacht werden follte- 

So iſt denn, in Uebereinſlimmung mit der Auffaſ⸗ 
ſung der Provinzial⸗Stände und im Anſchluß an das 
durch langjährige Erfahrung erprobte Prinzip der Ge⸗ 
feggebungen anderer Länder, die Nutzungs⸗Befugniß des 
in den Privatflüſſen enthaltenen Waſſerſchatzts als ein 
Gegenſtand des Privat⸗Elgenthums anerkannt 
worden, der, wo nicht beſondere Rechtstitel ein Anderes 
feſtſtelen, dem Uferbeſitzer als Annerum feines 
Eigenthums an Grund und Boden zuficht, 

Seine nähere Beſtimmung und Begränzung findet die⸗ 
ſes Recht in den Rechten, des Publikums, der oberhalb 
und unterhalb liegenden Grundbeſitzer, der Stauberech⸗ 
tigten als Müller ꝛc., wie fie in der Natur des Ver⸗ 

. hältniffeg oder in beſonderen Richtstiteln begründet ſiad. 

Dieſer leitende Grundſatz iſt im § 1 an die Spitze 
des Geſetz Entwurfs geſtellt. Wie durch Provinzial⸗ 
Geſetze, Lokal⸗Statuten, ſpezielle Titel ein abweichendes 
Verhältniß rechtlich begründet iſt, bleibt daſſelbe beſte⸗ 
hen, da die Abſicht des Entwurfs nur dahin gehen 
konnte, für Verhaͤltniſſe ein feſtes Rechts⸗Fundament 
neu zu begründen, denen es bisher an einem ſolchen 
fehlte. An dieſen Haupt⸗Grundſatz ſchließen ſich alle 
übrigen Beſtimmungen des Geſces an. 

Unter den Beſchränkungen, welchen die privative 
Olspoſition über das fließende Waſſer unterliegt, find 
diejenigen vorangestellt, welche durch das Intereſſe des 
Publikums und des öffentlichen Wohls bedingt werden. 
Die Befugniß des Publikums, das Waſſer auch der 

Privatflüſſe zum Trinken, Schöpfen ꝛc. zu benutzen — 
ſofern man auf öffentlichen Plätzen oder Wegen dazu gelan⸗ 
gen kann — ($ 2 des Entwurfs) iſt im Herkommen allge⸗ 
mein begründet und durch die Natur des fließenden 
Waſſers innerlich gerechtfertigt. 

So weit der Geſundheitszuſtand der Umgegend, die 

Vorfluth, die Schiffoarkeit öffentlicher Flüſſe und andere 
allgemeine Intereſſen dadurch benachtheiligt werden könn⸗ 
ten (88 3 bis 6 des Entwurfs), dürfen Waſſer, welches 
mit fhädlichen Beſtandtheilen vermiſcht iſt, loſe Steine, 
Sand, Erde x. den Privatgewäſſern nicht zugeführt, 
Flachs⸗ und Hanf⸗Röthen darin nicht angelegt werden. 
Wie über das Recht zur Benutzung der Privatge⸗ 

wäſſer, fo fehlte es bisher über die Verpflichtung zu 
ihrer Räumung an einer ausreichenden Beſtimmung. 
Der § 100, Tit. 8, Th. I. des Allgemeinen Landrechts 
bezieht ſich nur auf künſtlich angelegte Waſſer⸗ Abzüge. 
Die Vorſchrift im § 10 des Vorfluth⸗Geſetzes vom 15. 
November 1811, welche der Polizeibehörde das Recht 
beilegt, den Verpfichteten zur Räumung anzuhalten, 
iſt daher für den größten Theil der Prſvatgewäſſer ohne 
genügende Wirkung, da die Frage, wer der Verpflichtete 

ſel, den weſentlichſten Zweifeln unterliegen kann. Um 
dieſe Unſicherheit der Geſetzgebung zu beſeitigen, legt der 
Entwurf ($ 7) dem Uferbeſitzer, wo nicht Provinzialge⸗ 
ſetze, Lokalſtatute und ſpezielle Rechtstitel ein Anderes 
begründen, als Korrelat ſeines Rechtes auf Benutzung 
des Waſſers, die Verpflichtung zur Räumung auf, ſo 
weit es zur Beſchaffung der Vorfluth erforderlich ift. 
Die Benutzung der Privatgewäſſer zum Holzflößen 
kann von ſo weſentlicher Bedeutung für das Intereſſe 
der Waldkultur und den Holzbedarf der unterhalb Kir 
genden Gegenden fein, daß es ſich techtfertigt, den Ei⸗ 
genthümer des Privalfinffes, den Uferbeſitzer ꝛc. auch 
gegen ſeinen Willen zur Geſtattung der Flößerei anzu⸗ 
halten. Um jede Beſorgniß willkürlicher Anordnungen 
zu befeitigen, hat der Entwurf die zwangsweiſe Ver⸗ 

pflichtung der Berechtigten von landesherrlicher Entſchei⸗ 
dung abhängig gemacht. Für den Schaden, den fie 
nachweiſen können, wird Ihnen vom Staate volle Ent⸗ 
ſchaͤdſgung gewährt. Minifterielle Reglements ſetzen in 
jedem einzelnen Falle die Modalitäten, an welche die 
Ausübung der Flößerei zu knüpfen iſt, fo wie dle Ab⸗ 
gabe feſt, welche die Flößenden, um die Entſchädigung 
der Berechtigten und die fonftigen Koſten zu decken, auf⸗ 
zubeingen haben ($ 8). 

Der zweite Abſchnitt des Entwurfes geht zur 
näheren Beſtimmung bes Nutzungsrechtes am Waffer 
und feiner aus der Natur des Verhältniſſes folgenden 
Beſchränkungen über. Der Uferbefiger darf durch feine 
Anlagen keinen Rückſau Über die Grenzen des eigenen 
Geundſtückts hinaus und keine Ueberſchwemmung oder 
Verſumpfung fremder Grundſtücke verurſachen — er muß 
das abgeleitete Waſſer in das urſprüngliche Bett des 
Fluſſes zurücklelten, bevor dleſes das Ufer eines fremden 
Grundstücks berührt. So iſt dem Uferbefiger nach oben 
und nach unten hin die Grenze geſetzt, die, eine ſelpſt⸗ 
ſtändige, fruchtbringende Verwendung des Waſſers ge⸗ 
ſtattend, jeden Eingriff in die Rechte der 
nen die gleiche Benutzung des Waſſers geſichert bleiben 
muß, einen feſten Schutz entgegenſtellt. Wo die gegen⸗ 
überllegenden Ufer verſchiedenen Beſſtern gehören, ſteht 
die Benutzung des Waſſers jedem derſelben zur Hälfte 
zu ($ 14). In dleſer Begrenzung kann der Uferbefiger 
fein Recht an einen Anderen überlaffen (§ 15). Wie 
dieſe Befugnig aus der privatrechtlichen Natur des Nuz⸗ 
zungsxechtes folgt, ſo iſt fie durch den Vorgang anderer 


. 


Nachbarn, de⸗] S 


1950 


Geſetzgebungen, der in Frankreich und in der Lombardei 
geltenden, empfohlen und hat daſelbſt, indem ſie die 
Verwendung des Waſſers in die Hand deſſen überzuge⸗ 
hen geſtattet, der den örtlichen Verhältniſſen nach den 
angemeſſenſten Gebrauch davon machen kann, auf die 
Entwickelung der Landeskultur den wohlthaͤtigſten Ein⸗ 
fluß ausgeübt. S 

Unter der Zahl der ſpeziellen, die Befugniß des Ufer: 
beſitzers bedingenden Rechts verhältniſſe nehmen die Rechte 
der Waſſermüller eine Stellung ein, welche die ſorgfäl⸗ 
tigſte Erwägung nöthig macht. Eine große Zahl von 
Waſſermühlen und anderen ähnlichen Triebwerken be 
nutzt das Waſſer und ſein Gefälle, ohne daß näher feſt⸗ 
geſtellt iſt, in welchem Umfange dieſe Benutzung ihnen 
als ein Recht zuſtehe. Oft haben die Waſſermüller die 
Behauptung aufgeſtellt, daß die ganze Waſſermaſſe und 
das ganze Gefälle zu ihrer ausſchließlichen Dispoſition 
ſtehe, daß ſie daher jeder Veränderung in dem oberen 
Laufe des Fluſſes, als mit ihrem Rechte unvereinbar, 
widerſprechen könnten. Der § 246, Tit. 15, Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts, deſſen ungenaue Faſſung 
Anſprüche dieſer Art zu unterſſützen ſcheint, iſt erwähnt. 
Bei richtiger Erwägung ergiebt ſich aber, daß die Ent⸗ 
wickelung elner Zeit, in welcher die wirthſchaftliche Be⸗ 
nutzung des Waſſers der Regel nach unberückſichtiget 
blieb, keinen Anhalt darbieten kann, das Rechtsverhält⸗ 
niß für alle Zeiten unverrückbar feſtzuſtellen. Nachdem 
das Intereſſe der Bodenkultur ſich in ſeiner wahren Be⸗ 
deutung geltend gemacht hat, muß ihm, neben dem In⸗ 
tereſſe der Triebwerke, neben dem Schutze ihrer rechtlich 
begründeten Anſprüche, das gebührende Recht eingeräumt 
werden. Ein Widerſpruchstecht gegen Bewäſſtrungsan⸗ 
lagen muß dem Beſitzer von Mühlen und anderen Trieb⸗ 
werken allerdings dann zugeſtanden werden, wenn er die 
Beeinträchtigung eines ausdrücklich verliehenen 
Rechtes zur ausſchließlichen Benutzung des ganzen Waſ⸗ 
ſers oder eines beſtimmten Theiles deſſelden (Y,, / ꝛc.) 
nachweiſt. Mit Ausnahme diefes Falles kann fein Wis 
derſpruch nur in ſo weit berückſichtigt werden, als der 
bisherige Umfang feines Gewerbe- Betriebes 
durch die Bewäſſerungsanlage beeinträchtigt wird. Nach 
Publikation des Entwurfes kann das Recht des Uferbe⸗ 
ſitzers, wie das Geſetz es anerkennt und in feinem Um⸗ 
fange feſtſtellt, durch die Anlage neuer Triebwerke — 
den Fall ausdrücklicher Verleihung ausgenommen — 
nicht beeinträchtigt werden. Nach dieſen Geſichtspunkten 
ſind die Vorſchriften gefaßt, welche der § 16 über das 
Widerſpruchsrecht der Mühlenbeſitzer ꝛc. aufftellt. 

Dem Intereſſe der Fiſcherei konnte, bei der verhält⸗ 
nißmäßig geringen Bedeutung deſſelben, ein Widerſpruchs⸗ 
recht gegen Bewäſſerungsanlagen nicht zugeſtanden wer⸗ 
den. Dem Berechtigten iſt jedoch Erſatz des entſtehen⸗ 
den Schadens zugeſagt ($ 17). 

Die wirthſchaftliche Benutzung des Waſſers in den 
durch den Entwurf bezeichneten Grenzen bedarf, da fie 
aus der privatrechtlichen Befugniß des Uferbeſitzers un⸗ 
mittelbar hervorgeht, einer. polizeilichen Genehmigung 
nicht. Die Einwirkung der Behörde tritt nur auf An⸗ 
rufen der Betheiligten ein und fcheidet ſich in zwel durch 
die Natur des Verhaͤltniſſes bedingte Hauptrichtungen: 

a) Im Intereffe der Bewäſſerungsanlagen vermit⸗ 
telt die Behörde die Feſtſtellung der Widerſpruchsrechte 
und Entſchädigungs anſprüche, über welche der Unterneh⸗ 
mer Gewißheit zu erhalten wünſcht (§ 18, Nr. 1 des 
Entwurfes). N t 

Ein großer Theil der die Waſſerbenutzung beteeffen⸗ 
den Verhältniſſe blieb bei der bisherigen Lage der Ge⸗ 
feßgebung im Unklaren. Nicht ſelten iſt dem Ufer⸗Be⸗ 
ſiter unbekannt, in welchem Umfange ein benachbarter 
Grundbeſitzer, ein unterhalb liegender Müller ꝛc. auf die 
Benutzung des Waſſers Anſpruch machen, einer verän⸗ 
Ei Benutzung des Terrains widerfprechen zu können 
glaubt. 

Anlagen, wie ſie das Geſetz im Auge hat, ſind der 
Regel nach mit bedeutenden Koſten verknüpft. Sie 
würden unterbleiben, wenn der Unternehmer die Wider⸗ 
ſprüche, die ſich ihm entgegenſtellen, die Opfer, die er 
zu ihrer Beſeitigung zu bringen hat, nicht vor der Aus⸗ 
führung überſehen kann. Der Weg der Ptivat⸗Unter⸗ 
handlung wird nicht immer dieſe Sicherheit in vollem 


Maße gewähren; die weit verzweigten Beziehungen des 


fließenden Waſſers rufen Widerſprüche da hervor, wo 
ſie der Unternehmer auch bei reiflicher Prüfung nicht er⸗ 
wartet hatte. Die Anwendung eines Präkluſions⸗Ver⸗ 
fahrens iſt durch dieſe Gründe und durch dle Fürſorge, 
welche das Gedeſhen eines wichtigen, neu aufftredenden 
Zweiges der Landes⸗Kultur erfordert, wohl gerechtfertigt. 
Die Form dieſes Verfahrens, wie es in den SS 19 
ff. bezeichnet iſt, gewährt den Widerſpruchsrechten und 
Entſchädigungs⸗Anſprüchen, die in der dreimonatlichen 
Präkluſionsfriſt angemeldet werden, die gebührende 
Sicherung, 
x Die Leutung des Präkluſions⸗Verfahrens If, nach 
Agen des Verfahrens, das ſich bei Mühlen⸗ und ähn⸗ 
d 15 Magen als zweckmäßig bewährt hat, in die Hand 
er Verwaltungs⸗Behörden, der Landräthe und Regierun⸗ 
gen gelegt worden. Aber nicht blos die Leſtung biefes 
Verfahrens, auch die Entſcheidung der Streitigkeiten 
ſelbſt, welche über das Recht der Waſſer- Benutzung und 
die damit zuſammenhängen Fragen eniſtehen, mußte der 


a 


Regel nach der Verwaltungs⸗Behörde überwieſen, der 
Rechtsweg nur als Ausnahme in einigen beftimmt be⸗ 
zeichneten Fällen zugelaſſen werden. Die Mehrzahl der 
hierher gehörenden Verhältniſſe hängt unmittelbar mit 


dem techniſchen Betrlebe des Landbaues und der Gewerbe 


zuſammen. In ihren ſachverſtändigen Organen, in ihrer 
Kenntniß der Verhältniſſe, gegründet auf eine fortgeſetzte 
Beobachtung der induſtriellen Entwickelung, befisen die 
Regierungen den ſicherſten Anhaltspunkt einer richtigen, 
in die Natur der Sache eindringenden Beurtheilung. 
Dem ordentlichen Richter fehlt der Regel nach eine 
gleiche ſichere Grundlage ſeiner Entſcheidung; er würde 
dem Gutachten von Sachverſtändigen vertrauen müſſen, 
Irrthum und Täuſchung in vielen Fällen kaum vermei⸗ 
den können. Die lange Dauer des ordentlichen Pro⸗ 
zeßganges ware überdies geeignet, der Ausführung mic? 


tiger Bewäſſerungs⸗Anlagen, deren Gelingen nicht ſelten 


von der raſchen Benutzung günſtiger Verhältniſſe abhängt, 
die nachtheiligten Hemmniſſe entgegen zu ſtellen. 
find denn nur die Streitigkeiten über Rechte, für welcht 
Entſchädigung in Anſpruch genommen wird, und 
über das von dem Widerſprechenden behauptete Recht 
auf aus ſchließliche Benutzung des ganzen Waſſers 
oder eines beſtimmten Theiles deſſelben — ihrer ſpeziell 
juriftifchen Natur wegen — dem Rechtswege vorbe⸗ 
halten (§ 22.) 

Alle übrigen Fälle, in denen es der Regel nach haupt: 
ſächlich auf Beurtheilung techniſcher Fragen und indu⸗ 
ſtrieller Verhältniſſe ankommt, find (§ 23) der Entſchel⸗ 
dung der Regierung mit Vorbehalt des Rekurſes an das 
Miniſterium des Innern üderwieſen. 

b) Das Präkluſions⸗Verfahren, welches die der Be⸗ 
wäſſerungs Anlage entſtehenden Rechte und Anſprüche 
feſtſtellt, iſt ein wichtiges, nicht immer aber das allein 
ausreichende Förderungsmittel ihres Gelingens. Wenn 
der Unternehmer ausſchließlich auf die Gränzen ſeines 


Terrains und feines Nutzungsrechtes am Waſſer beſchränkt 


bleibt, wird die Ausführung der Bewäſſerungs⸗Anlage 
nicht ſelten unmöglich — ſei es, daß die Waſſerleſtun⸗ 
gen üser fremde Grundſtücke geführt werden müffen, ſel 
es, daß ein Uebergriff in das Gefälle benachbarter Grund⸗ 
ſtücke durch die Oertlichkeit geboten wird. u. ſ. w. u. ſ. w. 

Im Wege freiwilliger U bereinkunft werden die Nach⸗ 
barn ꝛc. nicht immer zu bewegen fein, dem Unternehmer 
abzutreten oder zu geſtatten, was er bedarf, oft wenig⸗ 


So 


ſtens werden ſie ihre Zuſtimmung von übertriebenen Ent⸗ 


ſchädigungs⸗Forderungen abhängig machen. Die zwangs⸗ 
weiſe Beſchränkung entgegenſtehender Rechte, wie ſie das 
Votfluth⸗Edikt vom 15. November 1811 zur Förde⸗ 
rung von Entwäſſerungs⸗Anlagen zuläßt, iſt daher auch 
hier durch erhebliche Gründe gerechtfertigt. 

Weſentliche Bedingungen jeder Anordnung dleſer 
Art iſt allerdings, neben dem Nachweiſe eines überwle⸗ 


genden, durch die Ausführung des Planes bedingten Kul- 
tur⸗Intereſſes, die vokſtändige Entſchädigung deſſen, den 


zur Aufgabe ſeines Rechtes verpflichtet werden ſoll. In 
dieſem Sinne find die Beſtimmungen in § 18. Nr. 2. 
und §9 24 ff. des Entwurfes gefaßt. 


Angemeſſene Vorſchriften über den Gang des Vet⸗ 


fahrens, über die Prüfung des Bewäſſerungs⸗Planes, 
der von der Regierung, unter Vorbehalt des Rekurſes an 
das Minifterium des Innern, feſtgeſtellt wird, über feine 
Publikation und Ausführung, über die von den Prova⸗ 
kanten zu leiſtende Entſchaͤdigung ic. gewähren dem 


Rechte aller Betheiligten die gebührende Sicherung 9 29. fl. 
Die Beftimmung des Entwurfs, welche dei allen 


hierher gehörigen Feſtſetzungen die Einwirkung der or⸗ 
dentlichen Gerichte ausſchließt, findet in den unter a. nä⸗ 
her erörterten Gründen ihre Rechtfertigung. 
des Gewerbe⸗Betrlebes und der Landes⸗Kultur ſteht dem 
Wirkungskreiſe der Gerichte fern, während ſie den Re⸗ 
gerungen und ihren techniſch befähſgten Organen das 
Mittel darbietet, die Bewäſſerungs⸗Pläne in ihrer Aus⸗ 
führbarkeit und Wichtigkeit, in ihrem Zuſammenhange 
mit den allgemeinen Intereſſen der Landes⸗Kultur voll⸗ 
ſtändig zu überſehen. 

Bei Feſtſtellung der Entſchädigungen wird die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung von dem Gutachten dreier ſach⸗ 
verftändiger Taratoren unterſtützt. 


tigkeit bedingt, der Rekurs an das Minifterium des In 
nern gewieſen iſt, geht er in Bezug auf die Feſtſtellung 
der Entſchädigung, bei welcher die Erörterung private 
rechtlicher Fragen vorwiegt, an die Revlſſons⸗Kollegiem 
die mit der Kenntniß landwirthſchaftlicher Verhältniſſe 
und Intereſſen den Charakter und dle Geſchäͤftsformen 
richterlicher Behörden verbinden. 


Die übrigen ſpezlelen Beſtimmungen des Entwurfs 


über die Entſchädſigung einzelner Rechte, die Ausführung 
des Unternehmens, die Auszahlung der Entſchaͤdigungs⸗ 
Summen ıc. finden in dem Verhältniſſe ſelbſt ihre Reh? 
fertigung. x 
Drltter Abſchnitt. Die Ausführung wichtiger 
den Kultur⸗Zuſtand ganzer Gegenden fördernder Bewa 

ſerungs⸗Anlagen iſt der Oertlichkeit nach oft von dem 
gemeinſamen Wirken aller Betheiligten abhängig. we 
Genoffenfhaften zu gemeinfamer Ausführung foicher Am 
lagen unter freiwilliger Zuftimmung Aller zuſammentre? 
ten, überläßt der Entwurf dem Miniſter des Innern die 


— 


Kenntniß 


Während für die 
Feſtſtellung des Bewäſſerungs⸗Planes ſelbſt, als haupt? 
ſachlich von Erwägung f.iner Zweckmäßigkeit und Wich⸗ 


Genehmigung ihrer Statuten. Nicht immer aber iſt, 
der Mützlichkeit des Planes ungeachtet, ein freiwilliges 
Einverſtändniß Aller zu erreichen. An dem Widerſpru⸗ 
che des Einzelnen oder einiger Weniger, die ihre Mit⸗ 
wirkung verſagen, würde ein Unternehmen ſcheitern, das 
"feinen wohlthätlgen Einfluß auf weite Strecken auszudehnen 
verſpricht. In ſolchen Fällen iſt es durch überwiegende 
ründe gerechtfertigt, die Intereſſenten zu gemeinſamer An⸗ 
legung und Unterhaltung der erforderlichen Waſſerwerke 
zu verpflichten und nach Verhältniß des Vorthriles, den 

e aus der Anlage zu erwarten haben, Beiträge und 

Leiſtungen auf ſie zu ertheilen. Bei der Wichtigkeit des 
Gegenſtandes mußte jedoch die Bildung ſolcher Genoſ⸗ 
ſenſchaften, die Feſtſtellung ihrer gemeinſamen Zwecke, 
ihrer inneren und äußeren Verfaſſung der landesherrli⸗ 
chen Entſchließung vorbehalten bleiben. 2 
Das leitende Prinzig des Entwurfes, die Befugniß 
des Uferbeſitzers, das an feinem Grundſtück vorüberflie: 
ßende Waſſer zu feinem beſonderen Vortheile zu benuz⸗ 
zen, iſt von den Provinzial⸗Landtagen der Jahre 1834 
und 1837 theils ausdrücklich beantragt, theils ſtillſchwei⸗ 
gend nach der Tendenz ihrer Begutachtungen als rich⸗ 
lg vorausgeſetzt worden. Jenes Prinzip und mit ihm 
alle die aus der Natur des Verhäliniſſes von ſelbſt her⸗ 
vorgehenden Beſchränkungen und näheren Beſtimmun⸗ 
mungen des dem Uferdeſitzer zuſtehenden Rechtes wer⸗ 
den daher als feſtſtehend zu betrachten ſein und elner 
weiteren Erörterung nicht bedürfen. ‘ 
In Bezug auf die Ausführung jenes Haupt⸗Grund⸗ 
ſatzes aber treten folgende Fragen hervor, üder welche 
die Verſammlung der vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſe 
ihre gutachtliche Aeußerung abzugeben haben wird. 

Die Gründe, nach welchen die Faſſung des Ent⸗ 
wurfs in Bezug auf dieſe Fragen feſtgeſtellt iſt, gehen 
aus der allgemeinen Darlegung der Motive hervor. 

ie dort bezeichneten leitenden Geſichtspunkte im Zu⸗ 

lammenhange mit den nachfolgenden Bemerkungen wer: 
den für die Beurtheilung der einzelnen Fragen die er⸗ 
forderliche Grundlage darbieten. 

1) Soll zur Feſtſt ung der einer Bewäſſerungs⸗An⸗ 
lage entgegenſtehenden Widerſpruchs⸗ Rechte und 
Entſchädigungs⸗Anſprüche (§ 18, 1) ein Provoka⸗ 
tions- und Präkluſions⸗Verfahren ftattfinden? _ 

Die entſcheidenden Gründe, welche es nothwendig ma⸗ 
chen, dem Unternehmer über die Widerſpruchs⸗ Rechte 
und Entſchädigungs⸗Anſprüche, welche der Bewäſſerungs⸗ 
Anlage entgegenſtehen, durch Vermittelung der Behörde 

Wege eines Präkluſions⸗Vetfahrens Gewißheit zu 
verſchaffen, ſind in der Darſtellung der Motive ent⸗ 
wickelt. i ; 

2) Soll die Verſaumung der Präkluſivfriſt ($ 20) 
neben dem Verluſte des Widerſpruchs-Rechts in 
Beziehung auf das zur Berieſtlung zu verwen⸗ 
dende Waſſer auch den Verluſt des Entſchädi⸗ 
gungs⸗Anſpruchs nach ſich ziehen? 

Um die Betheiligten zur rechtzeitigen Anmeldung ihrer 
echte zu veranlaſſen, war die Feſtſtellung einer gerig- 
meten Comminatlon erforderlich. Der Verluſt des 
Wlderſpruchs⸗Rechts ſoll daher für alle Fälle als Folge 
er verfäumten Anmeldung angedroht werden. In Bezug 
auf das zu bewäſſernde oder zu den Waſſerleitungen 
zu benutzende Tertain hat es der Entwurf bei dieſer 
rage bewenden laſſen. Bei Anſprüchen aber, welche 
as zur Meberrisfelung zu verwendende Waſſer detref⸗ 
dam, ſchien es zuläſſig und nothwend g, weiter zu gehen. 
Anſprüche dieſer Art ſind häufig von fo unbeſtimmter 
B tatur und von fo weitreichender Ausdehnung, daß der 
Unternehmer übet die Koſten und die Ettrags⸗Fählgkeit 
der Bewaͤſſezungs⸗Anlage nur dann ſichee geftellt wer: 
den kann, wenn die Ver iumung der Präkluſionsfriſt 
neben dem Verluſte des Widerſpruchs⸗Rechts auch den 
Verluſt des Entſchädigungs⸗Anſpiuches nach ſich zieht. 
Die Anordnung des § 20 iſt daber durch mefentliche, 
in den Inttreſſen der Landes⸗Kultur begründete Rück⸗ 
ſichten unterſtützt, während dem Rechte des Eigenthums 
durch ſichernde Vorſchriften über die Bekanntmachung 
es Bewäſſerungs⸗Planes, durch Feſtſtellung einer ge- 
räumigen Präkluſtonsfriſt ꝛc. genügende Garantien ge⸗ 
währt ſind. 5 
3) Soll bei Streitigkeiten, in den § 22 bezeichnenden 

Fällen, der Rechtsweg ſtattfinden? 

R Streitigkeiten, ob ein Recht, für welches Entſchädigung 
uſpruch genommen wird, oder ein von dem Wider⸗ 
ſprechenden behauptetes Recht auf ausſchließliche Benuz⸗ 
zung des ganzen Waſſers oder eines beſtimmten Thei⸗ 
les deſſelben gegründet ſei, bieten, ihrer ganz eigentlich 
Auriſtiſchen Natur nach, keine Veranlaſſung dar, fie der 
Cognition des ordentlichen Richters zu entziehen, deſſen 
Kompetenz nicht ohne Gründe der wichtigſten Art aus: 
ſeſchloſſen werden darf. Ihre Eniſcheidung iſt daher 

m gewöhnlichen Rechtswege vorbehalten geblieben. 

4) Soll in den übrigen Fällen ($ 23), mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges, die Entſcheidung der Re⸗ 
gierungen und des Minifteriums des Innern ein⸗ 
treten? 

N In allen Fällen, welche unter die Beſtimmung des 923 
Alen, und namentlich bei Streitigkeiten. wegen Beein⸗ 
keichtſgung des einem Triebwerke zum Betriebe in dem 
herigen Umfange erforderlichen Waſſers, bildet die 
enniniß und ſachverſtändige Beurthennung gewerblicher 
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und landwirthſchaftlicher Verhältniſſe die Haupt⸗Grund⸗ 
lage der Entſcheidung. Die überwiegenden Rückſichten, 
welche es nothwendig machen, wie die Leitung des Pro⸗ 
vokations⸗Verfahrens, fo auch die Entſcheidung in Strei⸗ 
tigkeiten dieſer Kategorie den Verwaltungs⸗Behörden zu 
üderweiſen, ſind in der fortlaufenden Darſtellung der 
Motive des Näheren nachgewieſen worden. 

5) Soll es bei der Schluß⸗Beſtimmung des § 25 
bewenden, nach welcher der Grund⸗Eigenthümer be⸗ 
fugt iſt, ſtatt Einräumung einer Servitut, dem Pro⸗ 
vokanten das Eigenthum des zu den Waſſer⸗ 
leitungen erforderlichen Bodens abzutreten, 
oder ſoll dieſe Befugniß dahin erweitert werden, 
daß der Provokat auch dasjenige Terrain als Ei⸗ 
genthum überweiſen kann, welches, nach Anlage 
der Waſſerleitungen, nicht mehr zweckmäßig von 
ihm benutzt werden kann? 2 

Der Schlußſatz des § 25 geſtattet dem Grund Eigen: 
thümer, der nach Nr. 1 des Paragraphen zur Einräu⸗ 
mung einer Servitut für die Anlage von MWafferleitun: 
gen verpflichtet wird, anſtatt dieſer Servitut das Ei 
genthum des zu den Wafferleitungen erforder: 
lichen Bodens dem Unternehmer abzutreten. Der 
Gtund⸗Eigenthümer ſollte nicht gezwungen werden, ein 
bisher freies Grundſtück mit einer läſtigen Servitut be⸗ 
laſtet zu behalten. Nicht felten aber kann das ganze. 
Grundſtück oder wenigſtens derjenige Theil deſſelben, den 
der zur Waſſerleitung hergegebene Strich durchſchneidet, 
von dem Beſitzer überhaupt nicht mehr angemeſſen bi⸗ 
nutzt werden. Dieſes Mißſtandes würde der Grund⸗Ei⸗ 
genthümer durch die Befugniß zu entheben ſein, das 
ganze Grundſtück oder einen angemeſſenen, von der Re⸗ 
gierung feſtzuſtellenden Theil deſſelben dem Unternehmer 
als Eigenthum zu üderweſſen. Ob eine Feſtſetzung in 
dleſem Sinne dem Geſitze einzuſchalten iſt, oder ob es 
bei den Beſtimmungen des Entwurfs bewenden kann, 
bildet den Gegenſtand der Frage. 

6) Wird das Bedürfniß anerkannt, die Einräumung 
oder Veſchtänkung von Rechten zu Gunſten einer 
Bewäſſerungs⸗Anlage über die im § 25 bezeichne⸗ 
neten Gränzen hinaus vorzubehalten? 

Der § 25 ſtellt diejenigen Beſchränkungen entgegenſte⸗ 
hender Rechte 2c. auf, welche ſich im Intereſſe einer Be⸗ 
wäſſerungs⸗Anlage als die zunächſt liegenden darſtellen. 
Es können jedoch Fälle eintreten, wo die Ausführung 
einer Bewäſſerungs⸗Anlage durch Einräumung oder Be⸗ 
ſchränkung von Rechten über die im § 25 bezeichneten 
Gränzen hinaus bedingt wird. Ob es für nothwendig 
anerkannt wird, unter Vorausſetzung eines beſonders 
wichtigen und entſcheidenden Kultur⸗Intereſſes, das Un⸗ 
ternehmen auch in diefem weitergehenden Umfange zu 
unterſtützen und die den Regierungen im § 25 und 27 
beigelegte Befugniß demgemäß zu erweitern, bildet den 
Gegenſtand der Frage. J 


7) Soll bei Entſcheidung der Frage, ob durch die 
Bewäſſerungs⸗Anlage einem Triebwerke das zum 
Betriebe in ſeinem bisherigen Umfange nöthige 
Waſſer entzogen werde, derjenige Zuſtand der Mühle, 
wie er nach zweckmäßiger Aenderung der 
Stauwerke, des Gerinnes und des Waf⸗ 
ſerrades ſich herausſtellt (§ 35), zum Grunde 
gelegt werden? 

Die Bewäſſerungs⸗ Anlage, über deren Folgen der Be: 
ſitzer einer benachbarten Mühle ſich beſchwert, würde 
nicht ſelten dem Betriebe in ſeinem bisherigen Umfange 
keinen Eintrag thun, wenn der Mühle ftatt der alten 
unzweckmäßigen Einrichtung eine neue zweckmäßige ge⸗ 
geben würde. Zur Bewegung eines zweckwidrigen kon⸗ 
ſttuirten Waſſerrades ꝛc. wird häufig eine bedeutende 
Waſſerkraft ohne Nutzen verwendet. Allerdings würde 
es der Billigkeit widerfprechen, dem Müller eine verän⸗ 
derte innere Einrichtung und mit ihr einen neuen un⸗ 
gewohnten Betrieb der Mühle aufzudringen. Eine 
zweckmäßige Aenderung des Stauwerkes, des Gerinnes 
und des Waſſerrades aber gewährt. dem Müller ſelber 
Vortheil, während fie den Theil des Waſſers, der bis⸗ 
her ohne Nutzen vorüberfloß, für die Zwecke der Be⸗ 
wäſſerung verfügbar macht. Ohne Unbdilligkeit konnte 
daher dem Müller die Verpflichtung auferlegt werden, 
ſich eine ſolche Aenderung der äußeren Werke gefallen 
zu laſſen, wenn ſie auf Koſten des Provokanten einge⸗ 
richtet, und wenn die Mehrkoſten, welche dadurch gegen 
die bisherige Unterhaltung entſtehen, ihm erſtattet wer⸗ 
den. Eine Entſchädigungs⸗Forderung des Müllers kann 


dann ſeldſtredend nur in fo weit berückſichtigt werden, 


als er auch nach der verbeſſetten Einrichtung der Mühle 
einen Schaden nachzuweiſen vermag. ‘ 
8) Soll dem von den Taxatoren feftgeftellten Ent: 
ſchädigungs ⸗Betrage ein Zuſchlag von 25 pet. 

($ 43) hinzugeſetzt werden? : 
Die Taxatoren ermitteln die vollſtändige Entſchädigung, 


wie fie für das Recht zu leiften iſt, deſſen Einräumung 


oder Einſchränkung zu Gunſten einer Bewäſſerungs⸗An⸗ 
lage angeordnet worden iſt. Es duffte jedoch nicht uns 


berückſichtigt bleiben, daß die zwangsweilſe Beſeſtigung 


beſtehender Rechte, wie fie der Entwurf zuläßt, zunächſt 
durch das Privat⸗Intereſſe des Provokanten bedingt 
wird. Der Billigkzit entſprach es daher, den Provo⸗ 
kanten eine reichlich abgemeſſene Summe zu bewilligen, 


1 


um ihn, neben vollſtändiger Entſchädigung, auch über 
den Zwang zu beruhigen, deſſen nächſte Vortheile einem 
Privat⸗Unternehmen zu Gute kommen. Möglichſte Be⸗ 
feitigung aller Streitigkeiten, welche die definitive Feſt⸗ 
ſtellung des Entſchädigungs⸗Betrages hinausſchleben kön⸗ 
nen, iſt gleich wünſchenswerth im Intereſſe des Unter: 
nehmens wie der Entſchädigungs⸗ Berechtigten. Auch 
in dieſem Sinne ſtellt ſich eine angemeſſene Erhöhung 
der Entſchädigungs⸗ Summe als das ſicherſte Mittel dar, 
den Provokaten von einem Widerſpruche gegen die Feſt⸗ 
ſetzung der Regierung abzuhalten. Dieſe Erwägungen 
liegen der Vorſchrift des $ 43 zum Grunde, nach wel⸗ 
cher die Regierung bei Feſtſtellung der Eniſchädigungs⸗ 
Summe dem von den Taxatoren ermittelten Betrage 
einen Zuſchlag von 25 pCt. hinzuſetzt. 


9) Soll der Provokat den Anſpruch auf dieſen Zu⸗ 
ſchlag durch Einlegung des Rekurſes (§ 44) der 
lieren? 5 

Der Beſtimmungen ungeachtet, durch welche der § 43. 
für eine reichliche Feſtſteuung des Entſchädigungs⸗Be⸗ 
trages ſorgt, ſchien es nothwendig, dem Provokaten, der 
fi durch die Feſtſetzung der Regierung verlegt hält, den 
Weg des Rekurſes offen zu laſſen. 
Verfahren, welches den Revſſions- Kollegien überwieſen 
iſt, wird die Abſchätzung revidirt, wobei den Umſtänden 
nach anderweite Ermittelungen verfügt werden können. 
Dem Provokaten iſt ſonach jede Garantie elner richti⸗ 
gen Abſchätzung ſeines Schadens und einer vollſtändigen 
Entſchädigung gewährt. Alle Gründe aber, welche für 


erſte, der Regierung übertragene Feſtſtellung die Erhöhung 


des Entſchädigungs⸗Betrages um 25 pCt. rechtfertigten, 
fallen bel dem Rekurs⸗Verfahren fort. Im Gegentheil 
ſteht zu hoffen, daß die Beſorgniß, den Vortheil des 
Zuſchlages zu verlieren, von Einlegung unbegründeter 
Rekurs⸗Geſuche im Intereſſe der Entſchädigungs⸗Berech⸗ 
tigten eben fo ſehr als der Bewäſſerungs-Anlagen ab⸗ 
halten werde. f 
Berlin, im Oktober 1842. 


Inland. 


Berlin, 31. Okt. (Privatm.). In den hieſigen 
höhern geſelligen Kreiſen unterhält man ſich mit Intereſſe 
von der Wiederbeſetzung mehrerer vacant gewordener 
wichtiger Staatsſtellen. Doch ſind dies alles nur Ge⸗ 
rüchte. Dem Geheime Kriegsrath Loeſt, welcher 
bisher im Kriegsminiſterium einen Theil der Vorträge 
hatte, und der literariſchen Welt als tüchtiger Schrift⸗ 
ſteller bekannt iſt, hat auf ſein wiederholtes dringendes 


Anſuchen nun feine Entlaffung aus dem Staatsdienſte 


erhalten. — Die Reſignation des Prof. und Schulraths 
Dr. Lucas auf fein Direktorat des Kneſphöfſchen Gym⸗ 


nafiums zu Königsberg ſcheint eine für beide Parteien 


günſtige Wendung genommen zu haben, indem der dor⸗ 
tige geachtete Gymnaſial Oberlehrer und Prof. Dr. Lehrs 
zur Uebernahme des Direktoriums erwähnten Gymna⸗ 
ſiums beſtimmt fein fol. — Profeffor Puchta, der den 
Lehrſtuhl des Juſtizminiſters v. Savigny eingenommen, 
hat heute Vormittag vor einem überaus zahlreichen Au⸗ 
ditorium ſeine Vorleſungen über Pandekten, die er nach 
feinem Lehrbuche hält, begonnen. Ein intereſſantes Kol⸗ 


leglum, welches auf unſerer Univerfirät zum erſtenmale 


geleſen wird, und welches wir din großen Fortſchritten 
der Forſchungen in der Chemie zu verdanken haben, hat 
auch in dieſem Winterfemefter der Dr. Simon ange⸗ 
kündigt. Derſelbe wird nämlich über pathologiſche Che⸗ 


mie des menſchlichen Körpers leſen und feine Theſen 


durch Experimente erläutern. — Wie verlautet, beab ſich⸗ 
tigt die Direktion der Potsdamer Eiſenbahngeſellſchaft 
das Fahrgeld zu erhöhen. Ob aber die Regierung dieſe 
Erhöhung geftatten wird, wollen wir dahingeſtellt fein 
laſſen. — Der 12jährige Pianiſt Nubinftein gab ge⸗ 
ſtern Abend vor einem ausgewählten Kerife von Zuhö⸗ 
rern fein zweltes Konzert, und erntete darin vielen 
Beifall. 3 


Durch die, das Schuldenweſen des Staats regelnde 
Verordnung vom 17. Imuar 1820 waren auch im 
Art. 18 die zum größten Thelle mit den neuerworbenen 
oder wiedervereinigten Landestheilen, oder in Folge der 
veränderten Staatsverwaltung an den Staat überkom⸗ 
menen provinzlellen Staatsſchulden ſpäter durch 
Cabinetsordre vom 2. Novbr. 1822 vom Staat über: 


nommen und in Betreff der Staatsgarantie ſämmtlich 


den Staatsſchuldſſcheinen gleichgeſtelt. Durch eine an 


e. 
N 


In dieſem Rekurs⸗ 


e N 
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das Staatsminifterium gerichtete Königl. Ordre vom 16. 
Septbr. ſoll der Befehl vom 3. Mat 1821, deer 
die Staats ſchuldſcheine, als depoſitalmäßlge . 
angenommen werden dürfen, folgerecht auch aa 
Obligationen über diefe provinziellen Staatsfhul 1 n⸗ 
wendung finden. — Durch den Landtagsabſchie für 
den jüngſten Provinzial⸗Landtag der märkiſch⸗niederlau⸗ 
fisifchen Stände vom 20. Dechr. v. J. war unter Nr. 
5 als Antwort auf die ſtändiſche Petition eine Erleich⸗ 
terung für die kleinen Patrimonialgerichte in 
Bezug auf die Einrichtung der Depoſitalgelaſſe 
und Gefängniffe genehmigt worden. Diefe Begün⸗ 
ſtigung iſt nun durch Oedre vom 16. Septbr. auch auf 
die Patrſmonſalgerichte der übrigen Provinzen ausge: 
dehnt und allgemein geſtattet worden, „daß bei denjeni⸗ 


gen Patrimonkfalgerichten, welche nicht 1000 Gerichts 


eingefeffene zählen, der Neubau von gewölbten Depo⸗ 
ſitalgelaſſen und don Civil⸗ und Criminalgefängniſſen 
unterbleiben kann, wenn unter Verantwortlichkeit der 
Gerichtsherren der jedenfalls vorſchriftsmäßig einzurich⸗ 
tende, mit drei Schlüſſeln verſehene Depoſitalkaſten ge⸗ 
gen Einbruch geſichert wird, und wenn in Beziehung 


auf die Gefängniffe ſolche Veranſtaltungen getroffen 


werden, daß dadurch, unter der erforderlichen Sorge für 
die Geſundheit der Gefangenen, die nöthige Sicherheit 
gewährt wird. Sollte jedoch ein mit dem vorſchriftsmä⸗ 
ßigen Depoſitalgewölbe nicht verſehenes Gut bis zu zwei 
Dritteln feines Werthes verſchuldet ſein, oder zur Se⸗ 
queſtraſtſon oder Sudhaſtation kommen, fo iſt das De⸗ 
poſitorſum deſſelben an dasjenige landesherrliche Gericht 
abzuliefern, deſſen Sitz an dem Wohnorte des Gerichte 
halters ſich befindet, oder demſelben am nächſten liegt.“ 
— Durch eine Kabinetsordre vom 15. Apell d. J. 
wurde der Juſtizminiſter ermächtigt, mit einzelnen dar⸗ 
auf antragenden Städten unter Zuſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters befondere Abkommen zu ſchlleßen, durch welche 
dieſelden gegen beſtimmte jährliche, nach einer „mehr⸗ 
jährigen Fractlon der getragenen Laſten“ zu berechnende 
Beiträge von der Subſidiarverhaftung für die 


Laſten der Criminalgerichtsdarkeit befteit wer⸗ 


den. Die Magiſtrate wurden demnächſt wegen der 
etwa zu treffenden desfallſigen Abkommen an das vor⸗ 
geſetzte Obergericht gewieſen. Auch in dieſer Befreiung 
ift, da die Städte ſich dis zur Städteordnung zu den 
Gerichten wie die Patrimontalgerichtsherren verhlelten, 
eine Begünſtigung jenes Privatgerichtsweſens erblickt. 
Durch eine Verfügung des Juſtizminiſters vom 5. Okt. 
wird der einer ſolchen „Fractlonsberechnung“ zum Grunde 
zu legende Zeitraum auf „ſechs Jahres ſeſtgeſe zt; wobei 
hinzugefügt wird, daß, was die Beiträge zur Unterhal⸗ 
tung des baulichen Zuſtandes der Gefängniſſe, zur Hei⸗ 


zung und zur Beſchaffung der Gefängnißutenſilien be⸗ 


trifft, dieſe Koſten in die Fraction nicht aufgenommen 
werden können, wogegen die von den Kommunen ver⸗ 
möge der ihnen obliegenden ſubſidiariſchen Verpflichtung 
bisher gezahlten Koſten für Verpflegung der Crlminal⸗ 
gefangenen in den ſtädtiſchen Gefängniſſen in die Frac⸗ 


tion aufzunehmen find. 
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Aus einem größeren Auffage der Berliniſchen Zel⸗ 
tung über die Herabfigung des Salzpreiſes entlehnen 
wir folgende Stelle: „Die Verminderung der 
Salzpreife erſcheint als eine große und unſäg⸗ 
liche Wohlthat für die ärmſten Klaſſen der 
Bevölkerung und (s bedarf keiner grellen Farben, 
um dies hervorzuheben. Ein Jahresverdienſt von 50 
Thlrn. iſt bei dem armen Weber, welcher das Garn 
kauft und die Leinwand dem Händler überläßt, ein ſehr 
guter, ja ein ausgezeichneter. Nun denke man ſſch eine 
ſolche Einderreiche Famille, aus 10 und mehr Perſonen 
beſtehend, man ſchlage ihr Salzbedürfniß nur auf 6 Thlr. 
an, ſo iſt dies faſt ein Achtel ihrer ganzen Einnahme, 


und 1½ — 2 Thlr., die hieran gewonnen werden, erge⸗ 


ben einen Steuernachlaß von 3 — A Prozent des Ein⸗ 
kommens. Welcher Riiche, der Tauſende zu verzehren 
hat, würde eine Einkommenſteuer, die ſich hier nach Ab⸗ 
zug der Erzeugungskoſten auf etwa 10 Prozent ſtellt, 
nicht für unecht, eine Herabſetzung derſelben auf 6 
Prozent nicht für ein großes Glück anfehen! Und den⸗ 
noch iſt es weit leichter, von 1000 Thlr. 100 zu ent⸗ 
behren, als von 50 Thlr. 5.“ 


Die K. Seehandlung hat in neueſter Zeit den Betrieb 
det Aktienfpinnerel u. Weberei in Eife rs dorf bei Glaß an 
ſich gebracht, obgleich ihr nach dem Organſſatlonsgeſetz 
1820 das Recht zum innern Han⸗ 
del und zur Fabrikation nicht zuſteht. Hierüber hat 
vor mehreren Monaten eine umfaſſende Diskuſſion in 

den öffentlichen Blättern ſtattgefunden, und der deredte 
Vertheidiger der Seehandlung hat zuletzt geſchwiegen, 
weil ihm die Argumente, daß der Staat nicht Handel 
treiben dürfe, dergeſtalt über den Kopf wuchſen, daß er 
ſie nicht mehr bewältigen und widerlegen konnte. Jetzt 
nimmt aber dieſe ganze Angelegenheit in juridiſcher Be⸗ 
ziehung eine ganz andere Stellung ein, da jede fernere 
gewerbliche Ausdehnung als eine bewußte, gegen dle kla⸗ 
ten Vorſchriften der Geſetze vorgenommene Handlung 
angeſehen werden muß. Ob die Unterſtützung der Ei⸗ 


ſersdotfer Aktionäre eine löbliche That fei oder nicht, ob 


die Königl, Seehandlung bei dirſem Geſchäft, ohne die 
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andern Staatsgenoſſen zu beeinträchtigen, bedeutend ge⸗ 


winne, darauf kommt es hier ganz und gar nicht an, 
ſondern nur auf die ſtrengen Vorſchriften der Geſetze. 


Uebrigens ſteht der gedachten Behörde ein Kuratorium, 


das aus drei hoͤhern Staatsbeamten zuſammengeſetzt 
iſt, zur Seite, und wir wollen wünſchen, daß ſie 
ihre Einwilligung zur Uebernahme der Eiſers dorfer 
Spinnerei und Weberei vor jener öffentlichen Dis⸗ 
kuſſion, in welcher die Rechte der Seehandlung 
ventilirt und feſtgeſtellt wurden, ertheilt haben, weil ſie 
ſich ſonſt ſehr Leicht der Gefahr ausſetzen würden, re⸗ 
greßpflichtig zu werden. — Daß der geſetzliche Wir⸗ 
kungskreis der Seehandlung bei dem nächſten Landtage 
zur Sprache kommen wird, unterllegt wohl keinem Be⸗ 
denken, da die Stimmung aller Gemwerbetieibenden ge: 
gen dieſe gewerbliche Ausdehnung gerichtet iſt. — Das 
einzige Argument, welches die Vertheidiger der Seehand⸗ 
lung hervorzudringen vermochten, beſteht darin, daß bei 
der allgemeinen Gewerbefreiheit in Preußen auch 
ihr zuſtehen müſſe, einen Handel und Gewerbe zu trei⸗ 
ben. Allein ſie überſehen dabet, daß die Freiheit des 
Gewerbes nur für die Einwohner und nicht für den 
Staat gegeben worden, und daß der Geſetzgeber, wenn 
er dies gewollt hätte, bei Feſtſtellung ihrer Attribute dies 
ausdrücklich ausgeſprochen haben würde. Endlich iſt 
nicht zu überſchen, daß nach Vernunft und Bllligkeit 
die Regierung ihr eigenes Recht der Beſteuerung in 
dem Maße ſchmälert, als ſie die Erwerbsfähigkeit der 
Staatsgenoſſen beengt. Dazu kommt noch, daß es ſich 
mit der hohen moraliſchen Würde des Staates nicht 
vertragen möchte, bürgerliche Gewerbe zu treiben. 


(Rhein. 3.) 


Köln, 27. Okt. (Privatmitth.) Vorgeſtern ver: 
ſammelte ſich hier die Geſellſchaft der chemiſchen Acker⸗ 
baufreunde und der landwirthſchaftliche Verein, 
und hielt geſtern in dem noch zu den Königlichen Feſten 
geſchmückten Tempelhauſe ihre feſtliche Sitzung, in wel⸗ 
cher die Intereſſen des chemiſchen Ackerbaues, wie 
die Streitfragen des Tages vielſeitig beſprochen wurden. 
Heute war große Viehſchau in dem gegenüberliegenden 
Deutz. Es bleibt eine erfreuliche Erſcheinung, daß ſo⸗ 
wohl die Geſellſchaft ſich in dieſem Jahre wieder bedeu⸗ 
tend vermehrt hat, als auch das Intereſſe dafür im Pu⸗ 
blikum im Zunehmen, daß alfo der am Rhein bisher 
ziemlich vernachläſſigte Ackerbau nun immer mehr wiſ⸗ 
ſenſchaftlich getrieben wird, immer erfteulichere Reſultate 
abwirft. — Bei der um dieſe Zeit beiſpiellos geringen 
Waſſerhöhe des Rheins, beginnen die Brunnen in den 
höheren Stadttheilen zu verſiegen, ſo daß zum erſtenmal 
feit Menſchengedenken ein Waſſermangel in Köln 
einzureißen droht. — Vorgeſtern ſtarb hierſelbſt, in der 
Blüthe ſeiner Jahre, an den Folgen der Grippe, der 
Dichter Buſto von Hagen, Offizier im 40ſten In⸗ 
fanterle-Regiment, geboren in Merſeburg, ein Mann fo 
anziehend und freundlich im Umgange, als bieder und 
ehtenfeſt von Charakter; ein Duell, zu welchem er wi⸗ 
der Willen gezogen, in welchem er eines Freundes Ruf 
zu vertieten hatte, feinen Gegner ſchwer verwundete, 
welcher auch an den Folgen dieſer Wunden ſtarb, ver⸗ 


bitterte die ſchönſten Tage ſeines Lebens, wie dle Todes⸗ 


ſtunde des feinfühlenden, ſonſt unerſchütterlichen Mannes. 
Unter ſeinen Gedichten, welche er in letzter Zeit bekannt 
machte, ragt ſein Barbaroſſa hervor, und gehört gewiß 
zu dem Schönſten, was in jüngſter Zeit am Rheine 
gefunden worden, zu dem bekannteſten aber ſein Dom⸗ 
dau⸗Lied, das bei allen Feſten des Dombau⸗Verelnes in 
jüngſter Zeit gebräuchlich geweſen, und beſonders durch 
Levis Illuſtratſon ſogar Zimmerſchmuck am Rhein ge⸗ 
worden. Seine Leiche wurde neben den militalriſchen 
Ehren noch durch die Domwerksgeſellen, vielen Gliedern 
des Dombau⸗Verelnes, des Kölniſchen Künſtler⸗Vereines 
und eine Menge anderer Kunſtfreunde und Biedermänner 
zu Grabe getragen. 75 


Aus dem Bergifhen, 26. Okt. (Prlvatmitth.) 
Von den größeren rheiniſchen Städten ausgegangen, ver- 
breitet ſich auch hier immer mehr und mehr die Bewe⸗ 
gung im Volke: eine neue Gemeinde ⸗ Ordnung, 
welche ſchon von dem nun in Gott ruhenden Könige 
dem Volke zugedacht war, vom Throne zu erflehen. 
Auch in den kleineren Städten bilden ſich deshalb Un⸗ 
terſchriftsliſten, und ſelbſt in den Landgemeinden werden 
binnen Kurzem ſich ſolche gebildet haben, ſo daß das 
von oben aus zuge dachte Gut gewiß uns nicht zum zwel⸗ 
ten Male vorenthalten wird, wenn die Gunſt eines er⸗ 
leuchteten Königs uns daſſelbe bietet. Unſer Schwur⸗ 
gericht, welches in einer Forſtfrevel⸗Sache durch 
feine Inkompetenz-Erklärung ſehr in der öffentlichen 
Meinung zu ſinken begann, ein unglücklicher, armer 
Landmann war nämlich von fünf Förſtern eines hiefigen 
Gutsbeſitzers angegriffen und hinterrücks erſchoſſen wor⸗ 


den, hat durch die Beharrlichkeit des Staatsprokurators, 


der die Klage wieder aufgegriffen, ſich in feiner Achtung 
9 Nächſter Tage ſoll der ſehr protegirte, des 

ordes angeklagte Förſter wider vor das Schwurgericht 
geftellt werden. ehr zu wünſchen wäre: daß milde 


Forſtgeſetze, freilich nicht die im verwichenen Jahre von 


der Autonomie vorgeſchlagenen, den vielen Klagen und 
Unglücksfällen vorbeugen möchten, daß vor Allem die 
Jagd, welche hier den Landmann beftändig neckt und 


* 


erbittert, wo derſelbe auf der andern Rheinseite das Bild 
des Segens und der Ordnung in dieſem Zweige ſtets 
vor Augen hat, durch Königlichen Machtſpruch zur Ab⸗ 
löſung käme. f 


Deut ſchlan d. 


München, 26. Okt. Heute haben uns JJ. KK. 
HH. der Kronprinz und die Kronprinzeſſin verlaffen, um 
nach Hohenſchwangau zu ziehen, wo ein Theil des Ho⸗ 
nigmondes zugebracht werden fol, Auch dort in der 
herrlichen Ritterburg (Über die in den letzten Tagen 
ein mit ausgezeichneten künſtl'riſchen Beigaben verſehl⸗ 
nes Prachtwerk erſchienen iſt)“) wird ſich ein reges Le⸗ 
den entfalten, ein ſchöner Familienkreis ſich bilden und 
Feſte eſgenthümlicher Art, im Geifte der großartigen Gr 
birgsnatur, die Neuvermählten überraſchen. — Auf dem 
geſtrigen Bügerballe machte ich eine Bemerkung, die 16 
nicht unterdrücken kann. Die fo bezeichnende und kleld⸗ 
fame Münchener Bürgertracht droht der franzöſiſchen 
Mode immer mehr zum Raube zu werden. Nur ſeht 
wenige Riegelhauben — nicht ſelten von Diamanten 
nadeln gehalten — waren ſichtbar, und trotz ſorgfältiget 
Nachforſchung konnte ich kein einziges Mieder mit det 
ſübernen Kette entdecken; dagegen fah ich angeſehe Bür 
ger mit ihren Frauen auf der Gallerie, weil fie die Ko⸗ 
ſten für die Toilette des ſchönen Geſchlechtes ſcheuten. 
Ihnen möchte ich zurufen: Kehret zur Niegelhaube und 
zum Mieder zurück! Ihr werdet euch beſſer dabei befin⸗ 


den, und das Auge des Fremden wie des Einheimiſchen 


wird freudiger auf dem ſchmucken eigenthümlichen Coſtüm 
verweilen, als auf der flüchtigen Allerweltstracht! 
(Aug. 8.) 


Neu⸗Strelitz, 29. Oktober. Vorgeſtern ift aus 


England hier die höchſt erfreuliche Nachricht von der 


Verlobung unſeres Erbgroßherzogs, Königliche Hoheit, 
mit der Prinzeſſin Auguſte von England, älteſten Tod 
ter Sr. Königliche Hoheit des Herzogs von Cambridge, 
eingegangen. Diefe frohe Kunde iſt ſelbigen Tages noch 
von dem zu dieſem Zwecke verſammelten Hofe geftiert, 
und find die Glückwünſche deſſelben von dem Großher⸗ 
zoge entgegengenommen worden. 


Osnabrück, 28. Oktbr. Bekanntlich hat die hle⸗ 
ſige Land droſtei verfügt, daß die Koſten der Rech ts⸗ 
Gutachten, welcher unſer Magiſtrat im Jahre 18 
über die Rechtsgültigkeit der Aufhebung des Staats“ 
grundgeſetz s von den Fakultäten zu Tübingen, Heidel 
berg ic. gefordert hatte und welche aus der Kämmerel⸗ 
Kaffe bezahlt worden waren, dieſer Kaffe erſetzt werden 
follten und zwar von den Mitgliedern des Maglſtrates, 
welche im Jahre 1838 an der Beſtellung jener Gub 
achten Theil genommen. Ditſer Magiſtrats⸗Mitgliedel 
find jetzt, da die andern geſtorben, nur noch vier: nam 
lich der (Adminiſtrations⸗) Bürge rmeiſter Stüve, die 
Stadtrichter Pagenſtecher und Weſterkamp und der Se 
nator Wagener. Dieſe Magiſtrats⸗Mitglieder haben ſich 
natürlich gewelgert, dieſe Koſten zu erſtatten, da jene 
Ausgabe auf Antrag des Collegiums der Aelterleute vos 
dem geſammten Magiſtrate ausgegangen ſel. Die Land“ 
deoftei hat indeſſen bei ihrer Verfügung behartt und 
auch das Minifterlum zu Hannover, welches von del 
Magiſtratsmitgliedern angegangen wurde, hat die Vel 
fügung der Landdroſtti beftätigt. (Die Proteſtatlon des 


Collegii der Aelterleute iſt durch die Zeitungen bekannt) 


Die Landdroſtei drohete zu verſchleden Malen den vit 
Maglſtratsmitgliedern Pfändung an, in der Hoffnung 
dieſelden noch zur Zahlung zu bewegen. Da dieſelben 
ſich aber in Güte zur Zahlung nicht verſtanden, fo i 
die Exekution gegen Stüve und feine 3 Col 
legen vor einigen Tagen vollſtreckt worden; 1 
Pfänder (Silbergeräth, Damenſchmuck, Oefen u. ſ. w. 
werden am 7ten nächſten Monats öffentlich verfiel 
gert werden. Außer diefen unpolltiſchen (weil die Ruhe 
und Stille unterbrechenden) Maßregel zeigt auch die 
MWirderaufnahme des gegen den Aettermann Breuſing 
im März 1841 verfügten Disciplinar-Unterfuchung we 
gen feines Verhaltens auf dem Provinzial:Landtage vo 
Februar 1841, daß die Zeit der „verföhnlichen Maßte⸗ 
geln“ noch keineswegs gekommen iſt; bekanntlich haben 
ſich die Stände in diefem-Sommer entſchieden gegen 
die Zuläſſigkeit dieſer Unterſuchung ausgeſprochen; fit 0 
jetzt wieder aufgenommen und daneben iſt noch die En 
minalunterſuchung gegen Breuſing wegen feiner Aeuß“ 
rung in der ten Kammer über die Moralität der Mi⸗ 
niſter anhängig. (Aelt. L. 3.) 


) Die goldene Chronik von Hohenſchwangau, der Burg 14. 
Welfen, der Hohenſtaufen und der Scheyten. (Von — 
1849 v. Hormayr v. Hortenburg. München. Frans 

42.) 
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ET 


Mit einer Beilage und einer außeror 
Dentlichen Beilage, betreffend 9e 
Sitzung der Ständiſchen Ausſchüſſ 

vom 22. Oktober. 2 


geſehen. 


1953 


Beilage zu NE 257 der Breslauer Zeitung. 


Donnerſtag den 3. November 1842. 


f Oeſterreich. 

Das Journal des öſterreichiſchen Lloyd meldet 
aus Trieſt vom 24. Oktober: „Unſere Börſe hat be⸗ 
bloſſen, ein oder mehrere geeignete Individuen nach 

ſtindien zu ſenden, zur Prüfung der dortigen Han⸗ 
elsverhältniſſe und Erforſchung, ob zwiſchen je⸗ 
nen Ländern und unſerer Monarchie nützliche 
Verbindungen anzuknüpfen ſeien. — Indem 
wir dleſen Schritt ſchon an und für ſich ganz zeitgemäß 
nden, hören wir nun mit Vergnügen noch, daß die 
leſtge Börſe ſich an die löbliche Handelskammer in Ve: 
nedig gewendet, dieſer Mittheilung von ihrem Plane 
gemacht, und fie eingeladen habe, ſich ihr anzuſchlteßen. 

ir wünſchen von Herzen, daß die ältere Schweſter 
nicht verſchmähen möge, dieſer Einladung der jüngern zu 
entſprechen. Die vereinigten Kräfte würden weit ſiche⸗ 
ter das gemeinnützige Ziel erreichen, und die Gemein⸗ 
ſchaft des von alten Zeiten her fo hochberühmten Ve— 
nedig mit dem jugendkräftigen Trieſt würde ſowohl den 
zu durchforſchenden Gegenden als der thellnehmenden 

eimat ein Vertrauen einflößen, welches zu den ſchön⸗ 
ſten Erwartungen berechtigen könnte.“ 
5 Frankreich. 

Paris, 26. Oktbr. Der Deputirtenverein, 
welcher gewöhnlich bei Hrn. Fulchiron ſich zu verſam⸗ 
meln pflegt, hat eine Berathſchlagung über das in Be⸗ 
treff des projektirten Zollverelns mit Belgien 
einzuſchlagende Verfahren gehalten, deren Ergebniß ent: 
chleden dieſem Projekt entgegen war. Es wurde näm⸗ 

einſtimmig beſchloſſen: 1) daß jedes Mitglied 
es Vereins die Gelegenheit wahrnehmen ſollte, Klagen 
ber das Projekt am Throne niederzulegen; 2) daß jeder 

eputirte ſich mit dem legalen Repräſentanten des Ge⸗ 


werbfleißes und Handels feines Departements in Ver: 


"bindung ſetzen ſolle, um ihnen als Organ bei der Regie: 
rung zu dienen; 3) daß der Fulchtron ' ſche Deputirten⸗ 
verein mit feinem ganzen Einfluß die Verſammlung der 
epufisten des nationalen Gewerbfleißes und Handels 
kräfungen ſolle, welche den 5. Nov. zuſammentreten wer: 
den. —. Geſtern gab Hr. Guizot, als Miniſter des 
Auswärtigen, zu Ehren des hier anweſenden ruſſiſchen 
Diplomaten, Hrn. v. Ribraupierre, ein großes Gaſtmahl. 
Daſſelbe würde gar keine Erwähnung verdienen, wenn 
nicht der gegenfeitige Wechſel von dergleichen ſchmeichel⸗ 
haften Höflichkeltsbezeigungen zwiſchen der franzöſiſchen 
und ruſſiſchen Diplomatie etwas ganz Außergewöhnliches 
wäre, und wenn er einmal eintritt, auf ganz beſondere 
Verhältniſſe hinwieſe, wie man denn auch verſſchert, daß 
r. v. Ribeaupierre eln ganz entſchiedener Verfechter 
einer Allianz zwiſchen Frankreich und Ruß⸗ 
land ſei. — Die niedere Normandie iſt in Folge des 
diefe Tage hier gefallenen Regens von Neuem von gro⸗ 
ßen Ueberſchwemmungen heimgeſucht worden, die großen 
Schaden anrichten. 8 (Fr. Bl.) 
Am 22ſten Abends iſt der Biſchof von Algier, 
Hr. Dupuch, mit den aus Pavla geholten Reliquien 
des heiligen Auguſtinus in Toulon eingetroffen. 
Diefe für Algier beſtimmten Reliquien wurden von ei⸗ 
ner zahlreichen Verſammlung Geiſtlicher, unter denen 
viele hohe Würdenträger der Kirche, empfangen und in 
feierlicher Prozeſſſon unter Fackelſchein in die Kirche ge: 
leitet: Am 23ften ſollte die Haupt⸗Ceremonie zu Ehren 
der Ueberreſte des heiligen Biſchofs von Hippone vor: 
genommen werden und einige Tage ſpäter der Trans⸗ 
port derſelben nach ihrem Beſtimmungsorte ſtattfinden. 
Zu dleſem Zwecke hat die Regierung ein Dampfboot 


eigens einrichten laſſen und an alle Prälaten des Lan: 


des dle Einladung gerichtet, einen Platz auf dieſem 
Schiffe einzunehmen, um die große Feierlichkeit in Al: 
gier durch ihre Gegenwart noch imponirender zu ma⸗ 
chen. Es ſcheint, daß ſich eine anſehnliche Zahl von 
Erzbiſchöfen und Biſchöfen angeſchickt hat, dieſer Ein⸗ 
ladung zu folgen. — Alle dieſe Anſtalten werden von 
manchen Seiten her als wirkſame Werkzeuge zur Ver: 
vollſtändigung der moralſſchen Eroberung Algierens an⸗ 
Nachdem Religion, Cultus und Kirche in den 
erſten Jahren der Franzöſiſchen Niederlaſſung gänzlich 
hintangeſetzt worden. Der „Toufonnais“ tritt mit dem 
Vorſchiage hervor, daß die Reglerung die Stiftung ei⸗ 
nes geiſtiſchen Ritter-Ordens gegen die ungläudigen 
Feinde der Franzoſen in Aftika veranlaſſen ſolle. 
(St. ⸗Z.) 

Der „Moniteur algerien“ vom 20ſten d. meldet, 
daß der General Bugeaud ſchon am 16ten wieder in 
Algier eingetroffen ſei. 


Niederlande. 


Haag, 22. Oktober. Das zweite Buch des neuen 
Strafgeſetzbuches iſt vor einigen Wochen den Mitglle⸗ 
dern der Genetalſtaaten auf eine haldamtliche W.ife 
mitgetheilt worden. Der Art. 4 des Tit. X. dieſis 
Buches lautet, wie folgt: „Die Kultus diener, die 
ohne vorläufige Ermächtigung der Regierung Bullen, 


Briefe, Reſerſpte, Hirtenbriefe, Ausfertigungen oder an⸗ 
dere Aktenſtücke, unter welchem Namen oder unter 
welcher Form dies auch ſei, welche von irgend ei⸗ 
ner fremden kirchlichen Autorität ausfließen, 
veröffentlichen, vertheilen oder drucken laſſen, 
ſollen mit einem Gefängniß von wenigſtens 
einem Jahr und von höchſtens fünf Jahren 
und mit einer Geldbuße von wenigſtens hun⸗ 
dert und von höchſtens tauſend Florins, zufam: 
men oder getrennt, geſtraft werden.“ Das Journal 
„du Limbourg“ bezeichnet dieſen Artikel als eine ſchwere 
Schmälerung der Freiheit des Kultus und als eine For⸗ 
derung, welcher der Kultus ſich unmöglich unterwerfen 
kann. 


Belgien. 


Brüſſel, 27. Oktbr. Man lieſt im Independant: 
He. Olozaga iſt geſtern von hier abgereiſt. Vie Con⸗ 
ferenzen, an welchen er Theil genommen hat, haben, 
wie man ſagt, zu ſehr befriedigenden Ergebniſſen ge⸗ 
führt. Hr. Olozaga verfügt ſich nach Madeld, um ſolche 
ſeiner Regierung. vorzulegen. — Die Regierung hat 
ein Decret erlaffen, durch welches die nordamerikaniſchen 
Schiffe in den Rang der weniger begünſtigten Natio⸗ 
nen, in den belgiſchen Häfen geſetzt werden. Dles iſt 
eine Repreſſalie gegen den nordamerlkaniſchen Tarif. — 
Zur Vertheidigung des Dekrets, das erlaubt, die deut: 
ſchen Weine zu dem Zolle der franzöſiſchen in Belgien 
einzuführen, hat der Miniſter des Innern ſich verbind⸗ 
lich gemacht, von Preußen eine Verminderung der Ab⸗ 
gaben, wilde belgiſche Schiffe in Preußiſchen Häfe 
zahlen, zu erwirken. a 


7 


Toliales und Provinzielles. 


An die Leſer des Schleſiſchen 
i ser Kirchenblattes. 

Seit einiger Zeit eifern einige Mitarbeiter des oben 
genannten Kirchenblattes gegen eine Tendenz, welche ſie 
aus einzelnen Artikeln der in Breslau erſcheinenden po⸗ 
litiſchen Zeitungen herausfinden wollen, indem fie. die 
Redaktlonen derſelben eines zelotiſchen Parteigeiſtes an⸗ 
klagen und ihnen die Abſicht unterſchieben, als ſuchten 
fie alle irgendwo erſcheinenden Artikel, welche den ka⸗ 
tholiſchen Klerus in ein ungünſtiges Licht ſtellen, mit 
deſonderer Vorliede hervor. Aehnliche Klagen find ung, 
wenn auch nicht öffentlich, eben ſo häufig von Mitglie⸗ 
dern dere vangeliſchen Kirche, und auch von den Beken⸗ 
nern des moſalſchen Glaubens zugekommen. Hier: 
bei wurde jedoch von allen Beſchwerdeſtellern j desmal 
überſehen, daß Nachrichten, welche ein ungünſtiges Licht auf 
ein einzelnes Mitglied irgend einer Konfeſſion werfen, noch 
keinerlei Anklage gegen die Kirche, noch weniger aber 
gegen die Religion enthalten. — Die Redaktion dieſer 
Zeitung glaubte gerade dadurch, daß fie bei den Mitthei⸗ 
lungen der der Tagesgeſchichte angehörenden Fakta keine be⸗ 
vorzugende Rückſicht auf irgend eine Religlonspartei nahm, 
ihre Uaparteilichkeit an den Tag zu legen. Dieſer Anſicht 
ſcheinen einzelne Mitardeiter des „Schleſiſchen Kirchen⸗ 
blattes“ nicht zu ſein, da einer derſelben geradezu den 
Wunſch nach einer unparteliſchen, d. h. wohl: ausſchließ⸗ 
lich im Sinne der katholiſchen Kirche redigirten, Schle⸗ 
ſiſchen Zeitung ausſpricht. Es frägt ſich, ob alle Be⸗ 
wohner Schleſiens ein ſolches Blatt wirklich für eine 
unparteilfche Zeitung erklären würden? 

Auf eine weitere Widerlegung der im „Schleſiſchen 
Kirchendlatt“ gegen uns gerichteten Angriffe wollen wir 
uns vorläufig nicht einlaſſen, glauben jedoch unſere un: 
parteiifche Geſinnung am beſten darzuthun, wenn wir 
alle Diejenigen, welche in der gedachten Zeitſchrift gegen 
uns eifeen, freundlichſt einladen, uns ſolche Beträge für 
die Breslauer Zeitung mitzutheilen. 
ſelben gewiß jederzeit mit Dank annehmen und eiligſt 
veröffentlichen. N 

Die Redaktion der Breslauer Ztg. 


Liegnitz, 1. Novbr. (Piioatm.) Heute ward in 
unſerer Stadt ein ſeltenes Feſt begangen. Der Herr 
Geh. Regierungsrath und Ritter Georg von Unruh 
feierte fein fünfzigjährlges Dienſtjubildum, und 
hatte ſich dabel der innigfen Theilnahme von Seiten 
unſerer Behörden und Bewohner zu erfttuen, weil die⸗ 
fer würdige Staatsdiener nach allen Seſten hin, durch 
amtliche Tüchtigkeit ſowohl, als durch menſchenfreundliche 
Geſinnung, ſich Anerkennung und Dankbarkeit erworben 
hat. Schon geſtern Abend um 7 Uhr brachte ihm dle 
Stadt einen glänzenden Fackelzug dar, der durch ben⸗ 


herrlicht wurde. Heute ſtatteten zahlreiche Deputatſonen 


Wir werden dies 


galiſche Flammen und die Muſik unſers Bataſllons ver; 


der Behörden und Corporatlonen mündlich und ſchriftlich 
in vielen Gedichten dem Jubilar ihre Glückwünſche ab 
und der Magiſtrat gab ihm ein großes Diner im Reſ⸗ 
ſourcenſaale. Da ſich Hr. v. Unruh auch um unſere 
Gewerbelnſtitute beſonders verdient gemacht hat, fo wurde 
ihm das Ehrenbürgerrecht von Liegnitz, durch ein höchſt 
kunſtvoll ausgeſührtes Diplom, ertheilt. Die Ritter: 
Akademie huldigte dem Jubilar durch ein Gedicht, wel⸗ 
ches, einen neuen Beweis von der Meiſterſchaft feines 
Verfaſſers, des Hrn. Prof. Franke, gebend, vom Dlrek⸗ 
tor üderreſcht wurde. Ihn begleiteten mehrere Lehrer 
der Anſtalt und vier Schüler, zwei adelige und zwei 
bürgerliche. Dieſer Akt iſt nicht ohne Bedeutung, da 
die Ritterakademie, als fit zum Decernat des Gefelerten 
gehörte, alſo durch ſeinen unmittelbaren Einfluß, den 
erſten wiſſenſchaftlich-gebildꝛten Studiendirektor erhielt, 
und durch die Berechtigung auch bürgerliche Zoͤglinge 
und Schüler aufzunehmen, ihren bumaniftifchen Leiſtun⸗ 
gen ein weiteres Feld gewann. — Die Feſtfeler von 
Seiten der Königl. Regierung iſt wegen Krankheit des 
Hen. Präſidenten auf den 5. Novbr. verſchoben. 


Mannigfaltiges. 

— Nachdem die Allerhöchſten Orts beſohlene neue 
Einrichtung und Einfriedigung eines circa 3500 Mor⸗ 
gen großen Königl. Wildparks bei Potsdam beendigt 
worden und bereits am 22. September c. eln Probe⸗ 
Wildeinfang im Oranienburger Forſt⸗Revler, wobei 14 
Stuck Rothwild gefangen wurden, ſtattgefunden hatte, 
iſt nun in den Tagen vom 20ſten bis 27ſten v. M, 
auf Anordnung Sr. Excellenz des Herrn Staats:Mini- 
ſters von Ladenberg unter ſpezieller Leitung des Herrn 
Oberforſtmeiſters von Pachelbl-Gehag im Königl. Groß⸗ 
Schönebecker Forſt⸗Revier der Haupt⸗Einfang des für 
den Wildpark beſtimmten erſten Beſatzes von Rothwild, 
mit Anwendung des im Königl. Jagdſchloſſe Grunen⸗ 
wald befindlichen Jagdzeuges, als hohen Tüchern, Prell⸗ 
netzen, Fangnetzen und Tuchlappen, zur Ausführung ge⸗ 
bracht. Das Ergebniß dieſes in daſiger Gegend ſeit 
einer langen Reihe von Jahren nicht vorgekommenen 
intereſſanten großartigen Roth-Wlldeinfanges iſt ſehr 
günſtig ausgefallen; denn es ſind nur an 4 Fangetagen 
reſp. 28, 53, 16 und 22, in Summa 119 Stück 
Edelwild, worunter circa 12 Hirfhe von 8 bis 14 
Enden, eingefangen. Der Transport des gefangenen 
Wildes nach dem 12 Meilen entfernten Wildpark bei 
Potsdam hat ebenfalls glücklich ſtattgefunden und ſomit 
iſt aun dieſer, mit Einſchluß des früher bei Oranſen⸗ 
burg eingefangen tn und einiger bisher auf der Pfauen⸗ 
Inſel aufbewahrt geweſenen Stücke rothen und weißen 
Edelwildes, mit dem erſten Stamm von zuſammen 140 
Stück Edelwild beſetzt, welche am 29. Oktober in Ge⸗ 


genwart JJ. MM. des Könige und der Königin auf 


einmal aus der interimiſtiſchen Wildbucht in den gro⸗ 
fen. Wildpark eingelaſſen worden find, — Es war im 


höchſten Grade intersffant und befeledigend, am Sonn: 


tage (30. Oktober) abermals das leichte, phantaſtiſche 
Spiel der Waſſerkünſte von Sansſouci in Bewe⸗ 
gung zu ſehen, Die Hauptfontaine wurde zuerſt mit 
dem vollen Waſſerſtrahl von 3 ½ Zoll Durchmeſſer an⸗ 
gelaſſen und konnte bei nunmehr ftillem Wetter gemeſ⸗ 


fen werden, was früher nicht genügend hatte geſchehen 


können. Wenn Ref. in feinem vorigem Bericht die 
Höhe des Strahls nur nach dem Augenmaaß abge⸗ 
ſchätzt und ſich die Angabe des Refultats der Meſſung 
vorbehalten hatt, fo kann er jetzt mittheilen, daß die 
Höhe dis Strahis auf 114 Fuß hoch ermittelt iſt und 
daß nach angeſtellten Meſſungen der Strahl noch um 
einige Fuß über die Baluſteade der Kuppel des Daches 
von Sansſouel empotgegangen iſt. (Berl. Z.) 


— Der Veteran deutſcher Botaniker, Geheimerath 
Link, verlſeß am 18. Oktober Rom, nach einem Aufent⸗ 
halt von wenigen Tagen. Er hatte der Gelehrtenver⸗ 


D 


* 


. 


ſtattet. 


ſammlung in Padua beigewohnt“) und befindet ſich ge⸗ 
genwärtig in Neapel. Schon zu Anfang November 
will er in Berlin zurück ſein, um ſeine Wintervorleſun⸗ 
gen zu beginnen. — Seit einiger Zeit hält ſich in Rom 
Medizinalrath Lorinfer aus Oppeln auf. Sein Ver⸗ 
dienſt ift es bekanntlich, die preußiſche Regierung durch 
einen intereſſanten ſtatiſtiſchen Berſcht über die auffallend 
große Sterblichkeit der auf Gymnaſien ſtudlrenden Zur 
gend zu jener letzten Reform der gelehrten Schulen ver⸗ 
anlaßt zu haben, die dem Jahn'ſchen Turnweſen als 
gedeihlicher Leibesgymnaſtik wieder diligen Zulaß ge⸗ 


— Man meldet aus Konſtantinopel: An vie: 
len Dffigieren der türkiſchen Garde iſt neullch 
mit großer Strenge eln großherrlſcher Befehl vollzogen 
worden, indem man diejenigen, welche nach Art euro⸗ 
päiſcher Dandies ihr Kopfhaar zu einer unzlemlichen 
Länge hatten wachſen laſſen, unbarmherzig ſchor und ihr 
Haar bis zur normalmäfigen Kürze eines halben Zolls 
teducirte. — Ein deutſcher Renegat, der in andert⸗ 
halb Jahren bis zu dem Range eines Bey's geſtiegen 
iſt (früher Hauptmann Wetzlar) hat fo eben eine Tür⸗ 
kin geheirathet, die ihm eln ſehr bedeutendes. Vermögen 
zubringt. Die Türken ermangeln nicht ſowohl die Be⸗ 
ſchneidung von Gonvertiten als auch die Helrathen, 


— 
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welche chriſtſiche Renegaten eingehen, mit beſonderm 
Pomp und lärmender Dftentation zu feiern. Dies fand 
nun bei dieſer Gelegenheit auch ſtatt. 

— Beil der letzten Horticultues Ausftelung in der 
Drangerie der Louvre in Paris bewunderte man drei, 
vom Baron Rothſchild eingeſendete Ananas, die 
den Preis erhielten. Sie waren von der ſeltenſten 
Schönheit und der eine (von der Gattung „Providen⸗ 
cla“) hatte 63 Centimeters im Umfange, und 30 in der 
Höhe. Es iſt dies das größte bis jetzt bekannt gewe⸗ 
ſene Ananas⸗Exemplar. - 

— Die Gemälde⸗Gallerle des verſtorbenen Banqulers 
Aguado zu Paris, die reichſte Sammlung von Wer⸗ 
ken fpanifcher Melſter, welche ſich im Privatbeſitz befand, 
wird demnächſt ſtückweiſe an den Meiſtbietenden verkauft 
werden. Es iſt lebhaft zu bedauern, daß die Erben des 
ungeheuern Vermögens des Hrn. Aguado — man ſchlägt 
feine Hinterlaſſenſchaft auf 90 Millionen Fr. an — ſich 
zu arm finden, um den von ihrem Erblaſſer geſammel⸗ 
ten Kunſtſchatz für ſich und das Publikum zu bewahren. 

— Am 25. v. M. Abends zwiſchen 5 und 6 Uhr 
blieb plötzlich zu Paris in dem ganzen Palals⸗Royal, 
auf dem Siegesplatz und in ſämmtlichen anliegenden 
Straßen das Gas aus; alles war in vollſtändige Dun⸗ 


— 


— Der Brüffelee „Moderateur“ bringt folgende 
Nachricht: „Eine Erbſchaft von mehr als 15 Mill. Ft. 
ift jetzt in Folge des Abſterbens des letzten direkten Nach? 
kommen des berühmten Samon in Slavonſen offen. 
Samon war im 15ten Jahrhundert in Soignes gebo⸗ 
ren und begab ſich in Handels angelegenheiten nach Sla⸗ 
vonlen.“ Leider hat es dem Moderateur nicht bellebt, 
allenfalfigen Intereſſenten zum Frommen, den Ort der 
Aufbewahrung dieſer 15 Millionen nachzuweſſen. Das 


Gericht oder die Staatskaſſe, welches ſich damit hätte 


befaſſen wollen, wäre in der That eine der größten 
Merkwürdigkeiten, fo das neuere Europa aufzuwelſen 
vermöchte, denn jener Samon, den uns der „Mode⸗ 
rateur“ als einen Commis voyageur kennen lehrt, war 
doch eigentlich nicht im ſechszehnten, ſondern im 
ſechsten Jahrhundert nach Slavonien gewandert, wurde 
von einem ſlaviſchen Stamme, man weiß nicht recht 
von welchem, ob von Böhmen, Mähren oder Karen 
thanern, zum Oberhaupte erwählt und führte in ſolchtk 


Eigenſchaft blutige Kriege gegen den fränkiſchen König 


Dagobert.“ 


Redaktion: E. v. Vaerſt und H. Barth. 


f Theater » Repertoire. . 
Donnerſtag, zum ſechsten Male: „Die 
ſchlimmen Frauen im Serail.“ 
Poſſe mit Geſang, Tanz und Evolutionen 
in 2 Akten von Told, Muſik von Hein⸗ 
rich Proch. — Die neuen Dekorationen 
der Armada und des mauriſchen Kaſtells 
(zum Schluß des erſten und zweiten Akts) 
ſind vom Decorateur Herrn Pape. 
Freitag, zum erſten Mal: „Nacht und 
Morgen.‘ Drama in 4 Abtheilungen 
und 5 Akten, mit freier Benutzung des 
Bulwerſchen Romans von Charl. Birch⸗ 
Pfeiffer. — Perſonen: Lord Philipp 
Beaufort, Hr. Heckſcher. Lord Robert 
Beaufort, Hr. Bercht. Lord Lilburne, 
Gr. Rottmayer. Artur, Robert Beau⸗ 
forts Sohn, Hr. Moſer. Miſtreß Ka⸗ 
tharina Morton, Mad. Stein. Philipp, 
r. Reder. Sidonie, Mad. Pollert. 
Roger Morton, Hr. Clauſius. — Maſter 
Plackswith, Hr. Rieger. Miſtreß Placks⸗ 
with, Mad. Wiedermann. William Ga⸗ 
wetry, Hr. Henning. Miſtreß Lucy, 
Mad. Clauſius. Jenny, Dlle. Clara 


Stotz. Dr. Blackſtone, Hr. Hoffmann. 


ain, Kammerdiener, Hr. Seydel⸗ 
ur — Eugenie, Marquıfe de Merin⸗ 
ville, Mad. Schreiber: St. George. 
Adele, Frl. v. Carlsberg. Alphons de 
Saint Leon, Adelens Gatte, Hr. Schrei⸗ 
ber. Birnie, Graveur, Hr. Wohlbrück. 
Favart, Hr. Bork. Gilbert, Hr. Rieger. 
Thomſon, Hr. Prawit. Colbois, Hr. 
Rottmayer jun. Marie, Die. Viereck. 
— Vicomte d' Alembert, Hr. Pollert. 
evalier St. Val, Hr. Helmke. Graf 
ateaurouge, Hr. Rott mayer jun. ꝛc. ꝛc. 


Verbindungs⸗ Anzeige. 

Die heut vollzogene eheliche Verbindung 
unſerer Tochter Conſtanze, mit dem Königl. 
Premier⸗Lieutenant der Öten Artillerie⸗Brigade, 
Herrn Wiedner, beehren wir uns, geehrten 
Verwandten und Freunden hierdurch, ſtatt be⸗ 
ſonderer Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 1. November 1842. 
Der Obriſt⸗Lieutenant a. D. 
Wolff v. Wollfsburg 


x nebft Frau. 


Verbindungs⸗-Anzeige. 

Die geſtern vollzogene eheliche Verbindung 
unſerer Tochter Roaſalie, mit dem Königl. 

nzlichen Oberförſter Herrn Eduard Ha⸗ 
fenbac in Rofenthal, beehren wir uns, uns 
ſern Freunden und Bekannten, ſtatt beſonde⸗ 
rer Meldung, hiermit ergebenſt anzuzeigen, 

Glaz, den 1. November 1842. 

Correns, Königl. Forſtmeiſter. 
Friederike Correns, geb. Friedel. 
Entbindungsz Anzeige, 

Die glückliche Entbindung feiner leben Frau, 
geb. Berger, von einem gefunden Knaben, 
zeigt Verwandten und Freunden ſtatt jeder 
befonderen Meldung, ergebenſt an: 

N „Suck o w. 

Breslau, den 2. November 1842, 

"Entbindung 8:4 mzeige, 2 
Die am Mten d. Mid. erfolgte gläceliche 
Entbindung ſeiner geliebten Frau Mariane, 
von einem gefunden Mädchen, zeigt ſtatt be⸗ 
ſonderer Meldung, ergebenſt an! 1 
Herrmann Cochius 
N Kammergerichts = Aſſeſſor. 
Wittfiod, den 25. Oktbr. 1842. 


ente Donnerſtag den 3. Novbr. 


wird im alten Theater zu Breslau zum 
zweiten Male aufgeführt: Eine große neue 
Pantomime, mit ganz außerordentlichen Me⸗ 
tamorphoſen, Trabeſtiſſements und komiſchen 
Scenen; zum Schluß die Exploſion der Loko⸗ 
motive und Wagons mit allen Paſſagieren. 
Das Nähere wird durch die Anſchlagezettel 


bekannt. : 

NB. Zur größeren Bequemlichkeit des reſp. 
Püdhkume ift die Gallerie⸗Loge mit der Gal⸗ 
lerie in gleichem Preiſe, nämlich 2%, Sgr. 


* 


wird 


Anna Fiebig, 


Pianistin aus Hamburg, 
eine musikalische 
Abend- 
Unterhaltung 


im Saale des Königs von Ungarn 
nach folgender Eintheilung zu geben die 
Ehre haben. 

1) Quartett von Beethoven, für das Pia- 

noforte, x 

2) Fantaisie Caprice von Vieuxtemps, 
für die Violine, vorgetragen von Hrn. 
Lüstner. . 
Das Ständehen von Schubert, über- 
tragen von Liszt. — Liebeslied, Etude 
von Henselt. — Romance varide von 
Thalberg, vorgetragen von der Con- 
certgeberin. { eye 
Variationen von Beriot, für Violine, 
vorgetragen von Hrn. Lüstner. 
Reminiscences de Lucia de Lammer- 
more von Liszt, vorgetragen von der 
Concertgeberin. 

Einlasskarten à 15 Sgr. sind in der 
Musikalien-Handlung des Hrn. Cranz 
zu haben. An der Kasse ist der Preis 
20 Sgr. 

Anfang 7 Uhr, Ende gegen 9 Uhr. 


— 


Meine Wohnung nebst Waaren befinden 
sich einstweilen Junkernstrasse Nr, 29, 
in der dritten Etage. 

Johannes B. Oliviero, 
Kunsthändler, bisher Ring Nr. 19 


rns 

Bel der Sohrauet ifraetitifchen Ge: 2 
meinde ift die Stelle des Cantors 5 
und Schächters auf Ofteen 1843 
zu befegen. Wer ſich, unter Bei⸗ 
dringung der Führungsatteſte, ent⸗ 
weder in pottofreien Briefen oder 
auf eigene Koſten perſönlich hierzu 
meldet, erfährt die näheren Bedin⸗ 
gungen dei dem Vorſtande der 
iſra litiſchen Gemeinde zu Sohrau % 
in Schleſien. 5 
. en nn zn dd a 


Untrügliche Heilmittel 
gegen den Milzbrand des Rindviehes, ge: 
gen die Kolik der Pferde (von den Landleu⸗ 
ten gewöhnlich Wurmbeiſſen genannt), ge⸗ 
gen alle Arten von Mände bei Hunden und 
verſchiedene andere Krankheiten; fer⸗ 


N 


a RI ERERERER ER RR ie 


ner der fogenannte römiſche Balſam (ein 


probates Heilmittel bei allen Arten von Wun⸗ 
den, Geſchwüren, giſteln, Kuochen⸗ 
fraß, Widerrüſtſchäden, Gefchirr: und 
Satteldruck) und ganz vorzügliches Dr: 
ſenpulver nach einer neuen ſehr heilſamen 
Kompoſition, iſt ſtets vorräthig und zu haben 

nebſt Gebrauchsanweiſung beim 
Königl. Kreisthierarzt H. Stephan 

5 5 in Schweidnitz. 

gende Warſchauer Pfandbriefe, alte, Lit. 
15 = 33782, 40003. 144105 à 200 Fl. 
125 (Saller, Darmſtadtisches Loos Nr. 26460 
4.25 Fl. ſind mir entwendet worden; wer mir 
dieſe Effekten wiederbringt, oder nur den In 
aber derſelben ermittelt, erhält eine anftän- 
dige Belohnung, und wird vor dem Ankauf 


gewarnt. W 
we. Landsber 
Roßmarkt der.? date Hage. 
Zu . 5 : 
Ein faft neues modernes Billard und ein 9- 
Ger Leuchter, Tauenzienſtr. Nr. 5. 


können, wegen eines eingetretenen Hindernisses, in der früher angegebenen Weise 


noch nicht ihren Anfang nehmen. 


Kallenbach's 


Näheres hierüber wird später angezeigt werden: 


Spielſchule. 


Der Schulwagen Nr. 1 fährt über die Schmiedebrücke, Kupferſchmiedeſtraße, Oder⸗ 
Straße, Nikolaiſtraße, Reuſche Straße, Goldne Radegaſſe, Karlsſtraße, den Blücherplatz und 


Ring nach meiner Anſtalt. 
Der Schulwagen Nr. 2 fährt über 


den Neumarkt, die Katharinenſtraße, Grüne 


Baumbrücke, Ohlauer Straße, Weidenſtraße nach dem Zwinger, und über die Schweidnitzer 
Straße, den Ring, die Albrechtsſtraße und Schuhbrücke nach meiner Anſtalt. 
Gedruckte Pläne ſind in meiner Wohnung an der Matthiaskunſt zu erhalten. 


Bekanntmachung. 

Die im Guhrauer Kreiſe belegene, aus den 
Vorwerken Wehrſe, Duchen, Ober⸗ und Nie⸗ 
der⸗Backen beſtehende Königliche Domainen⸗ 
Pachtung Wehrſe ſoll vom 1. Juni 1843 bis 
Johanni 1843 und von Johanni 1843 ab auf 
achtzehn hintereinander folgende Jahre im Wege 


des öffentlichen Meiſtgebots verpachtet werden. im 


Der Flächeninhalt ſämmtlicher nutzbaren Grund⸗ 


ſtücke beträgt: x 
1) an Gärten. 15 Morgen 155 QR. 
⸗ 45 


2) Acker 2852 : 
3) = MWiefen. 311 149 : 
4) Gräſerei — : 168 = 
5) = Teichen + 23 3 108 : 
6). = Hütung 132 93 


zuſammen 3337 Morgen 54 QR. 
Das Minimum des jährlichen Pachtzinſes iſt 
auf 2693 Rthl. 1 Sgr. 2 Pf. incl. 865 Rthl, 
in Golde, geſchrieben: Zwei Tauſend Sechs 
Hundert Drei und Neunzig Thaler, Ein Sil⸗ 
bergroſchen, Zwei Pfennige, incl. Acht Hundert 
Fünf und Sechszig Thaler in Golde feſtgeſtellt, 


-zu welchem Betrage für den Fall, daß die zu 


Wehrſe belegene, auf einen jährlichen Ertrag 
von 72 Rthl. 12 Sgr. 6 Pf. gewürdigte Tuch⸗ 
walke (mit 7 Morgen 34 QR. Land), nicht 
verkauft, ſondern dem Pächter mit überlaſſen 
wird, noch für dieſe Realität ein entſprechen⸗ 
der Pachtzins treten würde. 

Die mit glaubwürdigen Zeugniſſen über 
ihre Vermögens⸗Verhältniſſe und über ihre 
landwirthſchaftlichen Kenntniſſe verſehenen 
Pachtbewerber werden eingeladen, ſich zu dem 
auf den 19, Dezember 1842 Vormitt. 10 uhr 
im hieſigen Regierungsgebäude vor dem Hrn. 
Geh. Regierungsrath Kraker von Schwarzen⸗ 
feld anberaumten Lizitations⸗Termine einzufin⸗ 
den und ihre Gebote abzugeben. 

Die Auswahl unter den Pachtbewerbern 
wird der verpachtenden Behörde vorbehalten, 
die 3 meiſtbietenden Pachtbewerber bleiben bis 
zur höhern Genehmigung an ihr Gebot ge⸗ 
bunden. 

Pachtluſtige, welche die zu verpachtenden 
Grundſtücke in Augenſchein nehmen wollen, ha⸗ 
ben ſich an den Hrn. Amtsrath Sander in 


Herrnſtadt zu wenden, welcher auch die Ver⸗ 


pachtungs⸗Bedingungen vorlegen kann. Die⸗ 
letztern ſind auch in unſerer hieſigen Regiſtra⸗ 
tur zur Einſicht ausgelegt. 9 

Bemerkt wird ſchließlich noch, daß die Pacht⸗ 
bewerber ein disponibles Vermögen von min⸗ 
deſtens 10,000 Rthl. beſigen müſſen und im 
Licitations⸗Termin auf Erfordern eine Kaution 
von 1000 Rthl. niederzulegen haben. 

Breslau, den 14. Oktbr. 1842. 

Königliche Regierung. 
Abtheilung für Domainen, Forſten und 
direkte Steuern. 


8 
Der Kaufmann Markus Löbel Deutſch 
hierſelbſt, und deſſen Braut Kunigunde 
Schleſinger zu Brieg, ng mittelſt ge 
richtlichen Vertrags vom 30. September a 
J. die in Neiße unter Eheleuten geltende Ge 
meinſchaft der Güter unter fg ausgeſchloſſen. 
Neiße, den 13. Oktober 1842. 
. nigliches Fürſtenthums⸗Gericht. 


— 


G. Kallen bach. 


Subhaſtations⸗Patent. . 

Daß dem Erben des Maurers Gottlieb 
Witſchel hierſelbſt gehörige, vor dem Oder⸗ 
Thore in der offenen Gaſſe Nr. 7, vormals 
unter Stadt⸗vandgüter⸗Amtlicher Gerichts bar⸗ 
keit Nr. 71 gelegene, auf 4922 Rtlr. 20 Sgr. 
3 Pf. gerichtlich abgeſchäste Grundſtück ſoll 
Wege der freiwilligen Subhaſtation ver⸗ 
kauft werden. 


Der Bietungstermin ſteht 
am 18. November 1842 Vormittags 
um 11 uhr 


vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Jüttner 


in unſerm Parteienzimmer an. 
5 und Kaufbedingungen ſind 
olgende: 

1) Der Verkauf geſchieht in Pauſch und Bo⸗ 

gen, ohne Vertretung der Taxe; 

2) Jeder Bieter erlegt, ehe er zum Bieren 
gelaſſen wird, den 10ten Theil der Taxe 
baar oder in inländiſchen öffentlichen Par 
pieren. - 

Käufer übernimmt die in Rub. III. Nr. 2 
eingetragenen 1500 Rthl. au Anrechnung 


3 


des Kaufgeldes und zahlt den Kaufgelbers 


reſt nach erfolgter Genehmigung des Ver⸗ 


kaufs Seitens der betreffenden Vormund⸗ 


ſchafts⸗Behörde ſofort baar zum Depoſi⸗ 


torio, wonächſt die Uebergabe des Grund? 


ſtücks erfolgt. 


4) Käufer übernimmt die Subhaſtationsko⸗ 


ſten und den Werthſtempel. 
Käufer iſt durch 4 Wochen, nach abgehal: 
tenem Bietungs⸗Termine, an ſein Gebot 
gebunden. 

Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Regiſtratur eingeſehen werden. 
Breslau, den 23. Sept. 1842. 
Königl. Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 


Holzverſteigerung. 

In der Koͤnigl. Oberförſterei Ottmachau wer⸗ 

den die pro 1843 zum Abtriebe kommenden 

Holzer in den nachſtehend benannten Termi⸗ 

nen, Morgens 9 uhr, an Ort und Stelle, ver⸗ 

ſteigert werden. 

1) Montag den 14. Nov. d. J. im Königl. 
Schwammelwitzer Oberwalde, Schlag N. 6 
und 20, lindnes Strauch⸗ u. Stangenholz- 

2) Donnerftag den 17. Nov. d. J. im Kgl⸗ 
Klein⸗Brieſener, bei Neiſſe gelegenen Fo 
repier, Hengewald, Schlag Nr. 14, ge 

8 miſchtes Strauch⸗ und Stangenholz. 

3) Freitag den 18. Nov. c. daſelbſt im Roß⸗ 
garten, Schlag Nr. 2, birken und erlen 
Strauch- und Stangenholz. 5 

4) Dienftag den 22. Nov. c. im Königl. Glä⸗ 
fenbonfen ne Dei Münftscherg, 5 

walde, r. emi uch⸗ 

Slängenbon,. „gemiſchtes Stra 


und 
Mittwoch den 23. Nov. c. daſelbſt an der 
gefällte kieferne Bauhöl⸗ 


5) 


5 

; den bereite 

zer und einige Klaftern dergl. Brennholz. 

6) Donnerftag den Er 8 agel im 
Niederwalde, Schlag Nr. 10, gemiſchte 
Strauch und Stangenhölzer. 0 

7) Freitag den 2, Dezbr. c. im 2 Rit⸗ 
terswalder Forſte, Schlag Nr. 17, ge⸗ 
miſchte Strauch⸗ und 


er Königl. Oberförfter Böhm, 


U 
t. ölzer. 3 
an CE J Sites, 


| 
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Nr. 5409 u. 5606. Worſchau d. 22. Mai (3. Juni) 1842. 
General⸗ Direction 
des Landſchaft⸗Credit⸗Vereins des Königrreichs Polen. 
n Folge eingegangener Eingaben wegen Ausſtellung und Einhändigung von Du⸗ 
plikaten nachſtehender als entwendet, zernichtet oder verloren angegebener Pfand: 
briefe, nämlich: f 
von der erſten Emiſſion: 
Litt. C Nr. 105818 über Fl. 1000 ohne Coupons 


= z = 109559 1000 mit 7 Coupons vom 1, Zinsbogen 
5 166586 = z 1000 = 7 dito = dito, 
* : 179652 „ = 1000 ohne Coupons 
„ „ „182296 1000 ⸗ dito 
ze. 2.183705 1000 mit 14 Coupons 
= = .z 197764 = = 1000 = 7 dito vom 1. Zinsbogen 
„ 2 „ 197860 = = 1000 ⸗ 14 dito 
„ p 120902: 300 ⸗ 11 Pito 
= z = 190426 = = 500 ohne Coupons 
„ E - 78923 = =. 200 mit 11 Coupons 
„ 141683383 200 11 dito 
3 147362 ; ’ 200 = 11. dito 
2. „ 178888 00 - AI 
von der zweiten Emiſſion: 


Litt.B Nr. 221236 über Fl. 5000 mit 11 Coupons 
„222777 = = 5000 ohne Coupons 
» 222800 = = 5000 =’ = 
„„ = 222953 5000 mit 11 Coupons 
2 222955 2 5000 7 11 2 
„ 278039 36000 ⸗ 12 
„„ 280574 : = 5000 - 11 -;- 
Tf x 2; & °5000.7.=°.1E > 
ß 2 28 WI 3000 11 
z:C 205906 : = 1000 3 
„ „ 205910 - 1000 - 11 ⸗ 
5 2 206216 „ = 1000 - 11 z 
J 2..2..1000. 11,7 ‚> 
2:2 22.206697. - 1000 = 11 - 
„„ „ I 21000 1 z 
„211128 1000 13 =; 
«„ 1 211129 „ „1000 - 3 = 
„„ Nie 1000 > 13 = 
: „ 1562 19000 13 - 
Er, 215402 3 : 1000 11 5 

s 1000 11 

ler = 218517 z = 100 - 11 7 
=» 2 =: 23868355 „ 100 13 ⸗ 
„ = = 240347 = - 1000 11 
„ „ „ 26067 1000 18 22 
1 4 „ 261864 „ 1000 -» 11 = 
FEET - = E22: 
» "2047902047 19000 11 3 
* , „ i  - . 2: 1000. 7.413: = # 
3 B „ 231508. =, *,. 500 18 = 
FERN : 234390 2 3 500 = 13 
Fe BETT 500 11 
EE % DI TUR ar n 
2 „ 269199 8900 1 
„ E =: 251048 = = 200 - 11 > 
1 251495 8 200 11 7 
„ „ 251499 K 200 = 11 z 
S, e oo 
„ „ 23473 200 11 * 
8 2 3 254274 E 200 11 » 


fo wie ferner über den vom zweiten Semefter zum Pfandbriefe Litt, E Nr. 145316 | 


im Werthe von Fl. 4 gehörigen Coupons über den Pfandbrief erſter Emiſſion 
Litt. C Nr. 13957 im Werth von Fl. 1000 mit 14 Coupons, und endlich über 
div. Coupons vom zweiten Semeſter 1840, zu den Pfandbriefen erſter Emiffion 
Lit. D Nr. 23189. Litt. E Nr. 83819. 140018. 140019. 140021. 145958, 
145960. 145961 gehötend und Fl. 38 betragend, welche in der General = Kaffe 
des Kredit⸗Vereins bereits niedergelegt worden find, fordert hiermit die General⸗Di⸗ 
rection des Landſchaft⸗Credit⸗V.reins im Königreich Polen, in Ausführung des Artſ⸗ 
keis 124 des Geſetzes vom 1/13 Juni 1825, alle Beſitzer obiger Pfandbriefe und 
Coupons, fo wie diejenigen, welche irgend ein Beſitzrecht dazu zu haben glauben, 
auf, ſich mit denſelben an die General: Direction zu Warſchau in dem Zeitraume 
von einem Jahre von der gegenwärtigen Ankündigung in öffentlichen Blättern an 
gerechnet, unbedingt zu melden, widrigenfalls ſowohl die Pfandbriefe mit Coupons, 
als auch die Coupons 107 — und die Duplikate darüber an die betreffen: 
den Intereſſenten ausgeliefert werden. 
Zn . Der Präſident. J. Morawski. 
** Der Sekretär. rewnowski. 


Filzſchuhe (Pariſer) 


für Damen, Herren, Mädchen und Kinder, in allen Farben und Größen, glatt als doppelt 
gefüttert, ask zu den allerbilligften Fabrik⸗Preiſen: 


die neue Band⸗ u. Modewagaren⸗Handlung von 
Henr. Schleſinger, 


Carlsſtraße Nr. 1, Ecke der Schweidnitzer Straße, erſte Etage 


iden⸗, Plüſch⸗ Ipel-Hüte 
für Sti den 150 Plüſch⸗ ‚und, Be pel⸗Hüt billig: 
enr. Schleſinger, 


Karlsſtraße Nr. 1, Ecke der Schweidnigerftraße, erſte Etage. 


Billard⸗ Verkauf. 


i en Zuftande befindliches Patent⸗Billard (die Platte zum Zuſammenlegen) 
i en Queus eln Au 3 und das Nähere zu erfahren beim Sattlermeiſter 
8 in Groß⸗Glogau, Preußiſche Straße Nr. 635. . 


1 


(unterzeichnet) 
(unterzeichnet) 


Mu 


Dresden, gegenwärtig in Breslau. 


e u m. 


Neu aufgeſtellt: Ein . . gemalt nach dem Leben von Hr. Nothe aus 


Vorbenanntes Bild, welches durch feine ſorgfältige Ausführung, fo wie der fanften Far⸗ 


benpracht, zu den Gelungenſten unſeres hier 


pfehle ich einem reſp. Publikum ganz beſonders zur Beachtung. 


lebenden Künſtlers gezählt werden darf, em⸗ 
F. Karſch. 


Neueſte Literatur, 
vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in Breslau, 


Herrenſtraße Nr. 20. 
Arnold, Dr., vollſtändiges Handbuch der; Salzer, die Fabrikation des Leims in ihrem 


engliſchen und deutſchen Umgangs ⸗ Sprache 
nebſt Phraſeologie. geh. 15 Sgr. 
Blumenſprache, neueſte, vollſtändige. Nebſt ei⸗ 
nem Anhange der Zeichenſprache. geh. 7", Sgr. 
Harth, zum Polterabend. Komiſche Original⸗ 
Vorträge. geh. 5 Sgr. 

Lindau, Duͤngerbüchlein ꝛc. Für praktiſche 
Landwirthe und Feldbeſitzer. geh. 15 Sgr. 
Reiſende, der, auf der Wanderſchaft durch ganz 
Deutſchland und die angrenzenden Länder, 

geb. 7½ Sgr. 
Saldern, v., die Bälle der eleganten Welt. 
Eine unentbehrliche Mitgabe auf die Reiſe 


linge. geh. 11½ Sgr. 


ganzen Umfange, verſieg. 15 Sgr. 
Sattelhülfe, kleine, oder kurze Reitanweiſung 
für alle Laien in der Kun. geh. 5 Sgr. 
Schwab, Dr., Katechismus der Hufbeſchlag⸗ 
kunſt, oder theoretiſch⸗praktiſcher Unterricht 
für den Hufbeſchlag, geh. 1 Rthl, 4 Sgr. 
Stammbuch, mein, der Erinnerung, Freund⸗ 
ſchaft und Liebe heilig. geh. 7%, Sgr. 
Stunden der Andacht zur häuslichen Gottes⸗ 
verehrung, oder Gebetbuch für chriſtliche Fa⸗ 


milien. 2te Aufl. geh. 19 Sgr. 


ch. 18 Heft. A— Auf. geh. 20 Sgr. 


durch das Leben für Jungfrauen und Pa deutſch⸗polniſches Handwörter⸗ 
u 


Für Oberſchleſien find alle hier angezeigten 


Bücher vorräthig zu finden bei 


Grass, 


Barth & Comp. in Oppeln, 


(vormals E. Baron,) Ring Nr. 49. 


Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkauf des in der Ni⸗ 
kolaivorſtadt in der Langengaſſe Nr. 1 gele⸗ 
genen, die Oder⸗Fleiſcherei genannten Hauſes, 
abgeſchätzt auf 5092 Rthl. 8 Sgr. 7 Pf., ha⸗ 
ben wir einen Termin auf den 20. März 
1843, Vormittags 11 uhr, vor dem Herrn 
Stadtgerichtsrath Freiherrn v. Vogten an⸗ 
beraumt. 

Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Regiſtratur eingeſehen werden. ’ 

Breslau, den 26, Auguſt 1842. 

Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 
Subhaſtations⸗Patent. 

Zum nothwendigen Verkaufe des den Erben 
der geſchiedenen Moll gehörigen Grundſtücks, 
Kurze Gaſſe Nr. 2, vormals unter Klaren⸗ 
Gerichtsbarkeit Nr. 94, abgeſchätzt auf 11,196 
Rtlr. 17 Sgr. 4 P., haben wir einen Termin 

auf den 13. Dezember e. Vormit⸗ 

tags 11 uhr 
vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath 
eer 


im Parteienzimmer Nr. 1 anberaumt. Taxe 


und Hypothekenſchein können in der Regiſtra⸗ 


tur eingeſehen werden. Zugleich werden die 
unbekannten Realprätendenten zur Vermeidung 
der Ausſchließung vorgeladen. 
Breslau, den 7. Juni 1842. 
Königl. Stadtgericht. 11. Abtheilung. 


Ausgeſchloſſene Gütergemeinſchaft. 
Der Deſtillateur Benjamin Wollſtein 
und ſeine Ehefrau Erneſtine Mendel 
8 Scheffler, haben mittelſt 
gerichtlichen Vertrages d. d. Prausnitz den 
1. Mai 1832, die ſtatutariſche Gemein⸗ 
ſchaft der Güter und des Erwerbes unter ſich 
ausgeſchloſſen, was bei Gelegenheit der Ver⸗ 
legung ihres Wohnſitzes nach Hundsfeld hier⸗ 
durch wiederholt bekannt gemacht wird. 
Breslau. den 14. Oktober 1842. 
Das Gerichts⸗Amt der Herrſchaft Hundsfeld. 
Klingberg. 


Bekanntmachung. 

Ich beehre mich hiermit, ergebenst an- 
zuzeigen, wie ich das von meinem ver- 
storbenen Manne Carl Michael be- 
sessene Haus und Waarengeschäft an den 
Herrn L. F. Emmiech verkauft habe, 
und danke ich verbindlichst für das mei- 
nem sel. Manne und mir geschenkte Ver- 
trauen. ! 

Da ich keine Passiva hinterlasse, 80 
fordere ich Diejenigen, die mir ‚noch 
schuldig sind, hiermit auf, mich binnen 
vier Wochen zu befriedigen. 

Reichenbach, den 22. October 1842. 

- Julie, verwitiw. Michael, 

geb. Hirschberg. 


Muͤhlenbau. 


Der Bürger und Bäckermeiſter Gottlieb 
Sartorius zu Neumarkt beabfihtigt, zur 
Förderung ſeines Gewerbetriebes, eine neue 
Bockwindmühle auf eigenem Grunde zu er⸗ 
bauen. Indem dies auf den Grund der Ver: 
ordnung vom 28. Oktobor 1810 zur öffentli⸗ 
chen Kenntniß gebracht wird, werden zugleich 
Diejenigen, welche dagegen ein Widerſpruchs⸗ 
recht zu haben vermeinen, aufgefordert, dafs 
ſelbe innerhalb 8 Wochen präkluſiviſcher Friſt 
hier anzumelden. 

Neumarkt, den 25. Oktober 1842. 

Königlicher Landrath. 
Schaubert. 


Großes Konzert 


ſindet morgen, Freitag, bei mir ſtatt, wozu 
ich 117 e Ar ae hochzuverehrendes 
Publikum ergebenſt einlade. 

Casperke, Matthiasſtraße Nr. 81. 


Anktion. 
Den Aten d. M., früh 9 Uhr, ſollen Neue⸗ 
weltgaſſe Nr. 42, ein Bretter⸗Wagen, fo 
wie eine Partie neue Bilderbücher und 


andere Jugendſchriften, r E 


Schreibmappen u. dergl., und künſt⸗ 
liche Putz⸗ Blumen öffentlich verſteigert 


werden. 2 
Reymann, Auktions⸗Kommiſſar. 


Auf die, an mich von meinen Freunden 
und Bekannten so vielfach ergangenen 
theilnehmenden Anfragen, wegen dem 
auf meiner Reise gehabten Unglück, hier- 
mit die ergebene Anzeige: „dass ich 
glücklich und wohlbehalten hier einge- 
troffen bin, und mir auf meiner ganzen 
Reise nicht der kleinste Unfall begeg- 
nete, der zu einem solchen Gerücht 
hätte Veranlassung geben können. “ 

Binnen einigen Monaten werde ich mir 
wieder die Ehre geben, Ihnen persönlich 
meinen Besuch abzustatten, bis wohin 
ich mich Ihnem freundschaftlichen An- 
denken empfehle. . 

Frankfurt a. M., im October 1842. 


Theodor Schuster. 


Patent⸗ Schrot 
in allen Nummern, Kupferzündhütchen und 
Schießpulver in allen Körnungen, empfehle 
zu billigen Preiſen: t 
; F. Ohles Erben, 
Hinterhäuſer Nr. 17, am Roßmarkt. 


Für einen Feuerarbeiter, 
eg Nagelſchmied ꝛc. ift eine Werk⸗ 
att nebſt Wohnung in Nr. 10 am Wäld⸗ 
chen vor dem Oderthore be vermiethen und 
zu Weihnachten d. J. zu beziehen. 

Näheres beim Hauseigenthümer daſelbſt. 


Galloſchen. 


(Ueberſchuhe.) 


Von dieſen dauerhaften wie eleganten ueber⸗ 


ſchuhen habe ich neuerdings wieder eine Sen⸗ 
dung zu billigen Preiſen erhalten. 


Louis Zuͤlzer, 


in der Korn⸗Ecke. 


Am 2ten d. Mts. iſt auf dem Wege vom 
Ringe, die Albrechtsſtraße hinab bis nach der 
Kloſterſtraße Nr. 80 eine kleine goldene Da⸗ 
men⸗uhr, mit römiſchen Zahlen und Emaille⸗ 
Verzierung, verloren gegangen. Der Finder 
wird erſucht, dieſelbe gegen eine angemeſſene 
Belohnung, ene Nr. 80, abzugeben. 

Breslau, den 2. Novbr. 1842. a 

‚ echte amerik. Gummiſchuhe 
offerirt zu 1½ Rtl. und 1% Rtl. das Paar, 
mit dem Bemerken, daß dieſelben zerriſſen als 
Gummi wieder zurück gekauft werden: 

Keinhold Sturm, 
Reuſche Straße Nr. 55, 


Rinde⸗Doſen 
am Neumartkt. 
— — ͤ—2ßʒ3—ü—ñö — —— 
Es hat ſich am 21. des Morgens ein eng⸗ 
liſcher Wachtelhund verloren; um ſeinen Hals 
hat er ein Meſſing⸗Halsband mit der Steuer⸗ 
marke Nr. 566. Wer benfelben wiederbringt, 
bekömmt eine anagrmefient Belohnung, Frie⸗ 
drich⸗Wilhelmsſtr. Nr. 60. 2 
Ein faſt neuer Flügel, in aufrechtſtehender 
Stellung, und ein Pianoforte, ſind verände⸗ 
rungshalber billig zu verkaufen Reuſcheſtraße 
Nr. 68, drei Stiegen hoch. 


Das / Loos Nr. 38138 b zur Aten Klaſſe 
Söſter Lotterie iſt mir abhanden gekommen, 
warne. 
al, Unter⸗Einnehmer, 


vor deſſen Ankauf i 
a N. eh 


* 


1956 


se Tabak- Annonce. 


Das ſeit Jahren immer mehr zunehmende Cigarrenrauchen, wodurch bekanntlich die Zunge nicht belegt wird, 
hat namentlich für die de durch verwöhnten Liebhaber einer Pfeife Tabak, das Bedürfniß eines Canaſters heraus- 
geſtellt, der jene höchſt wichtige Eigenſchaft enthält. a er 1 

Wir haben uns daher durch unſere allgemein als vorzüglich anerkannte Lafama- Cigarren, deren leichte, 
feine Qualität denjenigen hinlänglich bekaunt iſt, die dieſe Cigarren ächt — das heißt, in mit unſerm Brandzeichen 
verſehenen Kiſten — rauchen, veranlaßt gefunden, auch einen Tabak zu fabrieiren, der, unter gleichem Namen, alle 
jene Vorzüge beſitzt, und ſich alſo durch Milde, Annehmlichkeit und feinen Geruch ganz beſonders auszeichnet. 
Wir verwenden hierzu nur ausländiſche Blätter, und zwar ſolche, die bisher wenig oder gar nicht zu Rauchtabaken 
benutzt wurden, deren Fabrikation uns aber ganz beſonders gelungen, und dadurch jene ſchwere Aufgabe gelöſt wurde. 


In Breslau hat den Haupt⸗Debit Hr. C. G. Mache, Oderſtraße, 


übernommen, und verkauft nicht allein: 


Schwarz: Druck zu 
Blau⸗Druck 


m Fabrikpreiſe von 12 Sg 
= = 10 


. 


= z 


Sgr. 


ſondern iſt auch im Stande, Wiederverkäufern einen Rabatt zu bewilligen. 


Berlin, im Oktober 1842. 


Einem hochgeehrten Publikum im In⸗ und Auslande die ergebene Anzeige, daß wir auf hieſigem Platze ein 


Kommiſſions⸗ u. Speditions⸗Geſchäft, unter der Firma: E 


Etabliſſements⸗ Anzeige, 


r. pr. Pfd. 


Ferd. Calmus u. Comp., Tabakfabrikanten. 


Stern & Comp., 


errichtet haben. — Wir erlauben uns, dieſes neue Etabliſſement genelgter Berückſichtigung anzuempfehlen, indem wir die Verſicherung hinzufügen, daß uns hinreichende 
Fonds, fo wie genaue Kunde im bieffeltigen Grenz- Expeditionsweſen erworben durch eine mehrjährige Praxis in dieſer Branche, in den Stand fegen, gütlge Aufträge, 


um deren geneigte Zuwendung wir ergebenſt bitten, aufs befriedigendſte zu effectuiren. 


Auch ſoll es ſtets unſere Sorge fein, 


ſtrenge Rechtlichkeit und veele Bedienung zu erwerben hoffen, gewiſſenhaft zu bewahren. 


Kaliſch, im Oktober 1842. 


Es können noch einige Intereſſenten am 
Unterricht und an der Converſation im Engli⸗ 
ſchen und Franzöſiſchen Theil nehmen, Bütt⸗ 
nerſtraße Nr. 30. 8 


Dienſt⸗Unterkommen. 

Ein Mädchen von geſetzten Jahren oder eine 
junge Wittwe von feiner Bildung, welche ſich 
zu einem Ladengeſchäft eignen würde, findet 
ſofort eine gute Anſtellung. Adreſſe mit Na⸗ 
men und Wohnort, franco, unter A. Z. L., 
nimmt die Expedition der Schleſiſchen Zeitung 
zur Weiterbeförderung an. 

Die allererſte Sendung 
Tyroler⸗, Nosmarin:, Kaiſer⸗ 
und Maſchanzger⸗ Aepfel, 
ſo wie auch ungariſche Kaſtanien erhielt ſo 
eben und offerirt billigſt die Südfrucht⸗Hand⸗ 
lung von Johann Tſchinkel jun., Al⸗ 

brechtsſtraße Nr. 58, nahe am Ringe. 


Zu Ausſtattungen 


empfehle ich zur gütigen Beachtung meine 


Leinwand⸗ u. Tiſchzeug⸗ 
Handlung, 


vollkommen aſſortirt, in großer Auswahl, die 
reelſten Waaren, zu den möglichſt billigſten 


eiſen. 
a Moritz Hauſſer, 


Blücherplatz⸗Ecke in den 3 Mohren. 


„Fußteppichzeuge 


empfiehlt billigſt: 5 
Moritz Hauſſer. 
Kaſtanien 


die zweite Sendung erhielt und empfiehlt: 


Gebr. Knaus, 


Kränzelmarkt Nr. 1. 


Drei Doppelfenſter find billig zu ver⸗ 
kaufen. Das Nähere Nikolaistraße Kr. 55, 
1 Stiege, von 12—.2 Uhr zu erfragen. 


Schwarzwalder Wanduhren 
von der en 4 127 La Sorte von 
1% Rthl. bis 10 Kthl. 2 

x Hübner und Sohn Ring 40. 


. Friſche große 
t 


Holſteiner Auſtern 


empfingen mit geſtriger Poſt: 
Lehmann und Lange, 

Ein Paar große Schimmel nebſt neuen Ge⸗ 
ſchirren ſtehen billig zu verkaufen Friedrich- 
Wilhelmsſtraße Nr. 2. 


Der vierteljährliche Abonnements ⸗ Preis für 
20 Sgr.; für die Zeitung allein 1 Thlr. 7% Sgr. 
(inelusive Porto) 2 Thlr. 12¼ Sgr.; die Zeitung allein 2 


1. December c. zu beziehen. 
Herrn Kaufmann Böſe, Aukbügerftr, Rr. 48. 


Caviar ⸗Anzeige. 
Friſchen, fließenden, wirklich 1 un 
wenig geſalzenen Aſtrachan. Caviar erhielt 
wiederum eine Sendung und offerirt billigſt: 
Joh. Tſchinkel jun., 
Albrechtsſtr. Nr. 58, nahe am Ringe. 


Elbinger Bricken 
empfing wieder und empſiehlt: 
F. A. Grützner, 

am Neumarkt Nr. 27, im weißen Haufe, 

Ein Waagebalken, bis 25 Ctr. tragend, 
ein etwas kleinerer zu 15 Ctrn., ſo wie eine 
eiſerne Geldkaſſe ſind billig zu verkaufen, 
Hummerei Nr. 17, eine Stiege hoch. 

* Ein Lauf burſche wird geſucht, Ohlauer 
Straße Nr. 78, 2. Etage. 
Guter Dünger⸗Kalk iſt billig zu haben: 
Schweidnitzer Straße Nr. 14. 

Es werden in der Nähe oder möglichſt 
in der Büttnerſtraße ſelbſt eine große oder 


zwei kleine trockene Remiſen geſucht. 
Näheres Büttnerſtraße Nr. 2, 1 Stiege. 


5 Zu vermiethen 

und Oſtern zu beziehen iſt Ketzerberg Nr. 15, 
beim Particulier Köhler, die enfie Etage 
mit 7 Piecen und bequemem Beigeleß, Waſch⸗ 
gelegenheit, auch Schlüſſel zum Garten und 
Promenade. 85 { 
Schmiedebrücke Nr. 23, eine Stiege hoch, 
iſt ein gut meublirtes Zimmer mit Alkove, 
mit und ohne Küche, zu vermiethen und ſo⸗ 
fort zu beziehen. 2 Stiegen hoch zu erfragen. 


Eine eek an 2 Fenſtern 
1 


einem Kabinet mit 1 Fenſter, 
beides vorn heraus, auf einer der belebteſten 
Hauptſtraßen, wird einem einzelnen Herrn, 
der auf Bedienung und Küchenbenutzung keine 
Anſprüche macht, zugewieſen: Albrechtsſtraße 
Nr. 27, im Gewölbe (vis-à-vis der Poſt). 
Eine meublirte Stube, 

am Blücherplatz, vortrefflich gelegen, iſt für 
einen einzelnen ſoliden Herrn ſofort, oder auch 
vom 1. Dezember c. ab zu haben. Das Nä⸗ 
here im Specerei:Gewölbe der 3 Mohren. 


Eine ſchön meublirte Stube vorn heraus, mit 
beſonderem Eingang iſt zu vermiethen Niko⸗ 
laiſtraße Nr. 8, dritte Etage. 


iſt a Häuschen für den Preis von 4000 Rtl. 
andtborkaufen. — Bald zu beziehen vor'm 
drei er im erſten Stock, ein Quartier von 
beim 2 en Kabinet und Zubehör. Näheres 
5 en Meyer, Hummerei Nr. 19. 
ine Stube mit oder ohne Meubles, neb 
Beigelaß, lid der Nähe er e iſt an 
einzelne ſolide Herren zu vermiethen und zum 
Das Nähere bei 


Die Chronik allein koſtet 20 S 
lr., die Chronik allein 


die Breslauer Zeitung in Verdtadang mit ihrem Beiblatte „Die 
mare koſtet die Breslauer Zeitung in Verbindun 
Sgr.; fo daß alſo den geehr ten Intereſſenten für die Ghronik 


E. Stern. — 


Zwei Stuben, zwei Kabinets nebſt Beigelaß, 
gut meublirt, ſind den 1. Dezbr. zu beziehen, 
Ketzerberg Nr. 20. 

Von Weihnachten C. a. oder auch Oſtern k. 
J. ab, iſt an einen ſtillen und ordnungslieben⸗ 
den Miether, Schmiedebrücke Nr. 62, nahe 
am Ringe, der zweite Stock, beſtehend in zwei 
freundlichen Stuben, Küche u. ſ. w. billig zu 
vermiethen. 

Wegen Verſetzung iſt zum 2. Januar ein 
freundliches, lichtes Quartier noch zu beziehen. 
Sollte es gewünſcht werden, kann es ſchon 
den Jöten d. Mts. bezogen werden, Mäntler⸗ 
Straße Nr. 7. 


Gut meublirte Zimmer 
ſind auf Tage, Wochen und Monate zu ver⸗ 
miethen. Schweidnitzerſtraße Nr. 5, im gol⸗ 
denen Löwen. R. Schultze. 

In dem neuerbauten Hauſe an der Königs⸗ 
brücke Nr. 6, iſt die Hälfte der erſten Etage 
zu bermiethen, und Weihnachten oder Oſtern 
zu beziehen. Näheres darüber par terre, 
beim Eigenthümer. 

Angetommene Fremde. 

Den 1. November. Goldene Gans: 


r. Gutsb. v. Chmieledi aus Poſen, Graf[ Krone: 
9 155 8000 hauſen. 


v. Kospoth a. Breeſe. Hr. Kapitän 
de Ridderſtolpe aus Schweden. 
Kitſon a. England. 
Leipzig. — Weiße Adler: Hr. Gutsb, von 
Lieres a. Lübchen. Hr. Partikulier v. Fran⸗ 
kenberg a. Poſen. Hr. Gutsb. v. Spiegel a. 
Dammer. Hr. Rittmſtr. v. Frankenberg aus 
Hennersdorf. Hr. Lieut. Bat. v. Lyncker aus 
Seibersdorf. Hr. Direktor Edler a. Siemiano⸗ 
witz. HH. Kaufl. Breslauer und Rohr aus 


Univerſitäts⸗ 


Hr. Rentier P 
Hr. Kaufm. Kellein aus Majorin v. Weger a. Buckowine. 


uns das Vertrauen, welches wir durch 


A. Gerſtmann. 


Brieg, Mannskopf⸗Behrends aus Franfurt a. 
M. Hr. v. Blumenhain a. Böhmen. 5 
Kaufl. Schultze u. Ströbel a. Brieg. — Ho⸗ 
tel de Sileſie: HH. Kaufl. Frieſe a. Ber⸗ 
lin, Meuſer aus Hückeswagen, Schöffer aus 
Mainz. Hr. Lieut. v. Bock aus Spandau. 
Hr. Bürgermſtr. Berlin a. Schweidnitz. Hr. 


v. Opolski a. Wudek. — Gold. Schwert: 


HH. Kaufl. Freund a. Myslowitz, Blachmann 
a. Zgierz. — Gelber Löwe: HH. Gutsb. 
v. Faleenhayn aus Räußchen, Erhard aus 
Maltſch, Schön a. Kl.⸗Totſchen. HH. Kaufl. 
Feiſt a. Stroppen, Guttmann a. Wartenberg⸗ 
— Zwei goldene Löwen: Hr. Forſtſekre⸗ 
tär Heinze a. Kupp. HH. Kaufl. Poppelauer 


aus Tarnowitz, Orgler aus Peiskretſcham. — 


Weiße Roß: Hr. Kaufm Wartenberg aus 
Neuſtadt. — Blaue Hirſch: Hr. Kaufm. 
Crones aus Neuſtadt. Rautenkranz: 
Hr. Gtsb. Schlinke a. Maſſelwitz. — Weiße 
Storch: Hr. Kaufm. Bloch a. Wartenberg. 
— Deutſche Haus: Hr. Gutsb. Sprenk⸗ 
mann a. Stroppen. Hr. Partikulier Richter 
a. Berlin. Hr. Architekt Kawerau a. Pom⸗ 
mern. Hotel de Saxe: HH. Kauflı 


Kleinert a. Zduny, Hoff a. Gr.⸗Glogau. Hr. 


Gutsb. Skomski aus Polen. — Königs: 
Hr. Holzhändler Ulke aus Tann⸗ 


Privat⸗kogis: Schweidnitzerſtr. 5: Fr⸗ 
. Hr. Stud. 
Panofka a. Berlin. Hr. Graf v. Schweinitz 
a, Berghoff. Hr. Kaufm. Martin a: Nams⸗ 
lau. — Kloſterſtraße 80: Hr. Lieut. v. Poſer⸗ 
Nädlitz a. Kempen. — Reuſcheſtraße 26: 00 
Kaufm. Borchardt a. Berlin. — Ritterpl. 8: 
HH. Gutsb. v. Tſchirſchky⸗Bögendorff a, Ko: 
belau, v. Siegroth a. Nieder Seichwitz. 


Sternwarte. 


1. Novbr. 1842, Barometer 


Morgens 6 uhr. 27“ 6,60 
Morgens 9 uhr. 6,00 
Mittags 12 uhr. 5,30 
Nachmitt. 3 Uhr. 5,28 + 


Abends 9 uhr. 


Morgens 
Morgens 
Mittags 12 u 
Nachmitt. 3 uhr. 
Abends 9 uhr. 


Temperatur: Minimum — J, 4 


+ 


— 


Thermometer 
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0 470 überwölkt 
„0 Pit} 44° je 
8 0 NW 420 55 
05 0 [W 53 dichtes Gewölk 
„0 [NW 800 überzogen 


hieſigen Orte 1 Thlr. 
mit der Schleſiſchen Chronik 
kein Porto angerechnet wird. 


Außerordentliche Beilage 
z u e 257 der Breslauer Zeitung. 
un Donnerſtag den 3. November 1842. 


Staͤn di ſ che 


n e 


(Amtliche Mittheilung.) 


In der Sitzung der vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſe vom 27. Octo⸗ 
ber o. wurde die Berathung der Frage, 


ob die Verſammlung es für nothwendig und 
zweckmäßig erachte, daß der Staat die Ausfüh⸗ 
rung des bereits für nothwendig erkannten Ei⸗ 
ſenbahn⸗Syſtems durch Uebernahme einer Ga: 
rantie für die Zinſen des Anlagekapitals her⸗ 
beizuführen ſuche, 
fortgeſetzt. a 5 7 
Mehrere Mitglieder ſuchten nachzuweiſen, daß die erwarteten Vor⸗ 
theile in allen Beziehungen nur dann erreicht werden könnten, wenn 
der Staat ſelbſt den Bau übernehme. Einem beſtimmt geſtell⸗ 
ten Antrage in dieſer Beziehung widerſprach der präſidirende Finanz: 
Miniſter mit der wiederholten Erklärung: 3 
daß das Gouvernement entſchloſſen ſei, für jetzt und für 
die nächſte Zukunft Eiſenbahnen für Rechnung der Staats— 
kaſſe nicht zu bauen und daß der König ihn nicht beauf: 
tragt habe, hierüber den Rath der Verſammlung einzuholen. 


Dagegen aber fand der Miniſter nichts zu erinnern, daß — wo⸗ 


für ſich viele Mitglieder erhoben — die Frage zur Abſtimmung ge: 
bracht werde: 


ob es der Wunſch der Verſammlung ſei, die in 


Rede ſtehende Anſicht zu Protokoll niederzulegen, 


um ſie jo zur Kenntniß des Königs zu bringen. 

Gegen die Ausführung der Eiſenbahnbauten von Seiten des Staats 
wurden von anderen Mitgliedern die in der Denkſchrift entwickelten 
Gründe und die Beſorgniß geltend zu machen geſucht, daß das erfür- 
derliche Kapital nicht zu beſchaffen fein, daß die Staatsverwaltung da- 
durch eine große Laſt auf ſich laden würde, und daß die Ausführung 
durch Aktien⸗Geſellſchaften vorzuziehen ſei, weil ein großer Theil der 
Aktien im Auslande gezeichnet würde und man die damit in das Land 
fließenden Kapitalien nicht von der Hand weiſen dürfe. Was als ein 
Vorzug des Bau's für Rechnung des Staats angeführt werde, näm⸗ 
lich Sicherheit der Sache und des Publikums, könne auch erreicht wer⸗ 
den, wenn Aktien⸗Geſellſchaften bauten, weil der Staat in den Eon: 
ceſſionen und Verträgen rückſichtlich der Zinſen-Garantie angemeſſene 
Bedingungen feſtſetzen könne. — Es wurden indeß andererſeits Zwei⸗ 
fel erhoben, ob in Veranlaſſung der Zinſen-Garantie bedeutende Kapi⸗ 
talien aus dem Auslande zufließen würden und die Beſorgniß ausge⸗ 
ſprochen, es werde durch die eintretende große Vermehrung der Aktien 
die Agiotage ſich bedeutend ſteigern, und es werde das Gouvernement 
ſich durch Uebernahme von Zinſen-Garantien ein Hinderniß bereiten, 
das Eigenthum der Eiſenbahnen zu erwerben, dies könne aber vielleicht 
in nicht ferner Zukunft möglich und auch wünſchenswerth werden, weil, 
wenn die Eiſenbahnen die großen Ströme für Handel und Verkehr 
würden, ſie als ſolche öffentliches, gemeinſames Staatsgut werden müß⸗ 
ten, bei welchen es nicht darauf ankommen dürfe, ob ſie rentiren oder 
nicht. — Mehrere Mitglieder hielten dafür, daß die Verantwortlichkeit 
in Betreff derjenigen Mittel, durch welche der Staat den Bau der Ei— 
ſenbahnen fördern wolle, dem Gouvernement überlaſſen bleiben müſſe, 
und daß man nur unter dieſem Vorbehalte allgemein für die Geneh— 
migung aller Mittel ſtimmen könne, die der Staatshaushalt dazu ge⸗ 
währe, ohne das Mittel der Zinſen-Garantie auszuschließen. Bei dem 
allgemeinen Vertrauen auf die Weisheit des Königs und auf die Ge- 
wiſſenhaftigkeit der Miniſter müſſe man die Mittel, welche die Verwal⸗ 
tungs- Ueberſchüſſe gewähren, dem Gouvernement zur Dispoſition ſtel⸗ 
len, ohne in die Details der Verwendung zum Zweck der Eiſenbahn⸗ 
bauten einzugehen, zumal die Zuſicherung gegeben worden, daß die 


— 


Sitzung vom 27. Oktober.) 


Nothwendigkeit einer Erhöhung der Steuern wahrſcheinlich nicht eine 

treten werde. — Dem aus dieſen Gründen hergeleiteten Antrage, 
die vorgelegte Frage noch allgemeiner zu ſtellen 
und darin der ſpeziellen Mittel zur Förderung 
der Eiſenbahnanlagen nicht zu erwähnen 


widerſprach der vorſitzende Miniſter, weil das Gouvernement zwar 
die Abſicht hege, auch durch andere zuläſſige Mittel den Zweck zu för⸗ 
dern, weil dies aber auch namentlich durch Gewährung einer Zinſen⸗ 
Garantie geſchehen ſolle, und hierüber ausdrücklich das Gutachten der 
Verſammlung verlangt worden ſei. 


Von vielen Seiten wurden die vom Gouvernement gemachten Vor⸗ 
ſchläge, wie ſie bei der vorliegenden Frage erläutert worden ſind, für 
durchaus zweckmäßig erklärt; einige Mitglieder wollten indeß die An⸗ 
wendung der Zinſen-Garantie von Seiten des Staats nur dann ges 
nehmigen, wenn ſelbſt von einer möglichen Wiedererhöhung der Steuern 
abſtrahirt, auch immer die Zinſen-Garantie nur für eine beſtimmte 
Zeit übernommen würde. Der Minifter erklärte, daß jener Vorbehalt 
zur Diskuſſion der letzten vorgelegten Frage gehöre, die letztere Be⸗ 
ſchränkung aber nicht ſtatthaft erſcheine, weil unter Umſtänden eine 
dauernde Garantie allein zweckdienlich ſein könnte. 


Endlich erhoben ſich auch Stimmen gegen die Uebernahme 
einer Zinſengarantie überhaupt, weil zu befürchten ſtehe, die Eiſen⸗ 
bahnen würden nicht rentiren, der Staat werde ſich daher eine bleibende 
Ausgabe aufbürden, die nicht nur alle Ueberſchüſſe im Stagtshaushalte 
abſorbiren, ſondern auch eine Wiedererhöhung der Salzpreiſe noth— 
wendig machen werde. Die Ankündigung des Steuer-Erlaſſes — 
wurde bemerkt — ſei mit Freude begrüßt worden, und habe die mora⸗ 
liſche Kraft des Gouvernements geſteigert; das Gegentheil werde ein⸗ 
treten, wenn die Salzpreiſe wieder erhöht oder gar eine neue Steuer 
aufgelegt werden ſollte. Außerdem wurde die Meinung geäußert, die 
Uebernahme der Zinſen-Garantie ſei einer Anleihe des Staats gleich 
zu achten, zu welcher nach dem Geſetz vom 17. Januar 1820 die Zu⸗ 
ſtimmung und Mitgarantie der Reichsſtände erforderlich ſei. Die ge⸗ 
genwärtige Verſammlung ſei nicht befugt, ihre Zuſtimmung zu erklären 
und die Mitgarantie zu übernehmen, und ſelbſt eine moraliſche Verant⸗ 
wortlichkeit für die vorgelegte Frage könne von der Verſammlung nur 
unter dem Vorbehalt übernommen werden, daß das, was der Geſetz⸗ 
lichkeit der Maßregel abgehen möchte, nachgeholt werde. 


Der Anſicht, daß die beabſichtigte Zinſen-Garantie einer Anleihe 
gleich zu achten ſei, widerſprach der vorſitzende Miniſter. Er machte 
darauf aufmerkſam, daß — wenn nur eine temporaire Zinſen-Garantie 
gewährt werde — ſelbſt eine Aehnlichkeit mit einer Anleihe nicht zu 
erkennen ſei, daß aber bei einer dauernden Garantie, die übrigens nur 
ausnahmsweiſe übernommen werden würde, nur noch der Unterſchied 
zwiſchen Bürgen und Hauptſchuldner beſtehen bleibe. In einem ſolchen 
Falle werde überdies der Staat ſich einen Fonds beſchaffen, welcher ihn 
in den Stand ſetze, ſich der übernommenen Bürgſchaft nach einer ge- 
wiſſen Friſt zu entledigen. Der Miniſter machte ferner darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß man, wäre jene Anſicht richtig, daſſelbe von der Uebernahme 
jeder dauernden Laſt würde gelten laſſen müſſen, und die Uebernahme 
einer ſolchen Laſt auf die Staats-Kaſſe mit dem nämlichen Rechte der 
Kontrahirung einer Anleihe gleichſtellen könne, was doch niemand zuge⸗ 
ben werde. Nicht um Garantie zu übernehmen, ſei die Verſammlung 
berufen, ſondern lediglich dazu, um den König über die Wünſche und 
Bedürfniſſe des Landes in Angelegenheiten zu unterrichten, über welche 
Seine Beſchlußnahme keinerlei Beſchränkungen unterworfen ſei, und 
wer die ihm in dieſem Sinne geftellten Fragen nach beſtem Wiſſen und 


„) Wir beeilen uns, obige überaus wichtige Nachrichten unſern Leſern mitzutheilen, die an der intereſſanten Diskuſſion der ſtändiſchen Ausſchüſſe vom 27. Oktober ein 


um ſo lebhafteres Intereſſe nehmen werden, als die Vota von Seiten der Deputirten Schleſiens in unſerer Provinz den allgemeinſten Anklang 


finden dürften. 
Red. 


* 
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Gewiſſen beantworte, der erfülle feine Pflicht, und dürfe keine Beſchwe⸗ 
rung ſeines Gewiſſens befürchten. \ 

Nachdem der Minifter noch über mehrere Anfragen einzelner Mit⸗ 
glieder Aufklärung gegeben, und ſich über verſchiedene gemachte Vor⸗ 
ſchläge zum Zwecke größerer Erleichterung der Eiſenbahnbauten geäu⸗ 
ßert, die Anſicht aber, daß es angemeſſener ſei, wenn der Staat ſelbſt 


die Eiſenbahnen baue, zu widerlegen geſucht hatte, wurde zur Abſtim⸗ 


mung zunächſt über die nunmehr alſo feſtgeſtellte Frage ge⸗ 
ſchritten: i 
ob die Verſammlung es für wünſchenswerth und 
nothwendig erachte, daß der Staat die baldige 
Ausführung des in der erſten Frage bezeichne⸗ 
ten Eiſenbahnnetzes mit den ihm zu Gebote ſte⸗ 
henden Mitteln und namentlich auch durch Ue⸗ 
bernahme einer Garantie für die Zinſen des 
Anlage ⸗Kapitals herbeizuführen ſuche? 
Diejenigen Mitglieder, welche ſich für den Bau von Seiten des 
Staats ausgeſprochen hatten, äußerten, daß ſie für die Bejahung der 
Frage nur deshalb ſtimmen würden, weil der Miniſter beſtimmt er⸗ 
klärt habe, 
das Gouvernement ſei entſchloſſen, für jetzt und für die 
nächſte Zukunft Eiſenbahnen für Rechnung der Staats⸗ 
Kaſſe nicht zu bauen; 
andere Mitglieder aber bemerkten, daß ſie durch ihr Votum keine Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Wahl und Zweckmäßigkeit irgend eines ſpe⸗ 
ciell benannten Mittels übernehmen wollten. 
Die Abſtimmung ergab folgendes Reſultat: 
es ſtimmten für die Bejahung und für die Verneinung der Frage aus 
der Provinz ne 
10 


Preußen 2 Mitglieder, 


Branden hug 3 55 
Pommern BE N 7 
Schleſien 220200 
Poſen 17122 ĩ˙ ü F jr 
Sachſen F 7 
Weſiphalen 10 2 pr 


Rheinprovinz 11 2 2... "2.2.08 75 
zuſammen für die Bejahung 83, für die Verneinung 14 Mitglieder. 
Darauf wurde die Frage zur Abſtimmung geſtellt: 2 
ob die Verſammlung die Erklärung aufgenom⸗ 


des projektirten Eiſenbahn⸗Syſtems auf Rech⸗ 
nung der Staats⸗Kaſſe für das beſte Mittel zu 
dem vorliegenden Zwecke erachte, und für die An⸗ 
wendung dieſes Mittels geſtimmt haben würde, 
wenn nicht von Seiten der Staatsregierung die 
ausdrückliche Erklärung abgegeben worden wäre, 
es ſei vom Gouvernement der Beſchluß gefaßt 
worden, für jetzt und für die nächſte Zukunft 
Eiſenbahnen nicht für Rechnung der Staats⸗ 
Kaſſe zu erbauen. 
Das Reſultat der Abſtimmung war folgendes: 
es ſtimmten für die Bejahung und für die Verneinung der Frage aus 
der Provinz f 


Preußen 12 ( — Mitglieder, 
Mrandenzerg e 11 5 
Pommern 100 ae 17 
Schleſien FFC eT L 7 
Poſen V 
Sachſen 8 10 7 
Weſtphalen 5 T 5 


Rheinprovinz 10 4 „ 
zuſammen für die Bejahung 47, für die Verneinung 50 Mitglieder. 
Es blieb nunmehr noch zur Berathung die sub No. 3. in der 
Denkſchrift aufgeworfene Frage: f 
ob die Verſammlung dafür halte, daß die Ueber⸗ 
nahme einer ſolchen Zinſen⸗Garantie auch in 
Verbindung mit dem dann nothwendigen Vor⸗ 
behalte einer möglichen Wiedererhöhung des er⸗ 
mäßigten Salzpreiſes im Allgemeinen den Wün⸗ 
ſchen des Landes entſprechen würde. 


Der Minifter entwickelte, in welcher Verbindung die Zinſen-Ga⸗ 
rantie mit dem gewährten Steuer-Erlaſſe ſtehe, und aus welchen Grün⸗ 
den von einem Vorbehalte einer möglichen Wiedererhöhung der Steuern 
nicht abgegangen werden könne. Dagegen erklärte er ſich geneigt, den 
Vorbehalt ſo zu ſtellen, daß er ſich auf eine Steuerhöhung im Allge⸗ 
meinen bis auf Höhe des jetzt bewilligten Steuer⸗Erlaſſes beziehe, wenn 
an der Wiedererhöhung gerade der Salzpreiſe beſonderer Anſtoß genom⸗ 
men werden ſollte. ; ‘ 

Die Diskuſſion über diefe Frage mußte indeß für die nächſte 


= men zu ſehen wünſche, daß fie die Ausführung Sitzung vorbehalten bleiben, 


